
2011 stiegen� die Lebens-
mittelpreise um 4,2%. Und 
die Steigerung geht weiter: 
Für Güter des täglichen 
Bedarfs in den letzten drei 
Monaten noch einmal um 
8,2%; für „Luxusartikel“ 
wie Bohnenkaffee (+32%) 
und Orangensaft (+25%) 
besonders. Kosten für 
Wohnen und Energie stei-
gen seit Jahren weit stärker 
als die Löhne. Dazu kom-
men noch explodieren-
de Treibstoffpreise (2011: 
+18,1%). Die offizielle Teue-
rungsrate ist viel niedriger 
als die echte für Menschen 
mit normalem und niedri-
gem Einkommen!

Während für uns das 
Leben immer teurer wird, 

legen die Gewinne weiter 
zu. Während viele Arbeit-
nehmerInnen nicht mehr 
wissen wie sie das Geld für 
die Miete ohne Schulden 
auftreiben, wissen viele 
superreiche AnlegerInnen 
nicht, wo sie weiter inves-
tieren sollen. Obwohl in 

Österreich die internati-
onale kapitalistische Kri-
se noch nicht voll durch-
geschlagen hat, steigt die 
Arbeitslosigkeit – plus 
10.110 Menschen ohne Job 
seit März 2011. Die Kombi-
nation aus teurem Leben, 
den hohen Profiten und 
der Angst, den Job zu ver-
lieren, war in den letzten 
Monaten ein starker Motor 
für hohe Lohnforderun-
gen z.B. beim MetallerIn-
nenstreik im Oktober 2011. 
Doch ÖGB und Fachge-
werkschaften haben we-
nig bis nichts getan, um 
diese Stimmung in einen 
Kampf für höhere Löh-
ne und niedrige Preise zu 
verwandeln. Trotz hoher 

Kampfbereitschaft vie-
ler KollegInnen wurde oft 
sehr niedrig abgeschlos-
sen. Kampfmaßnahmen 
wurden wie in Oberös-
terreich zugunsten fauler 
Deals abgeblasen. Das Ge-
rede von „Fairness“ ist da 
bestenfalls zynisch!

Stattdessen hat der 
ÖGB dem Sparpaket zu-
gestimmt, das unter an-
derem massive Lohnein-
bußen im Öffentlichen 
Dienst bedeutet. 

Viele fragen sich� zu Recht, 
was der ÖGB eigentlich 
noch für die Arbeitneh-
merInnen tut und über-
legen sich den Beitrag zu 
sparen. Wir brauchen ei-
ne automatische Anglei-

chung der Löhne und Ge-
hälter an die echte Inflati-
on, um Verluste für Arbei-
terInnen, PensionistInnen 
und ihre Familien zu ver-
hindern. Dafür brauchen 
wir ganz andere, kämp-
ferische Gewerkschaften, 
die die Wut der KollegIn-
nen bündeln, Kämpfe ge-
gen das Sparpaket und für 
echte Lohnerhöhungen 
führen!

	 Michael Gehmacher

Die SLP fordert:

FF 	Gewerkschaften & AK 
müssen die echte Infla-
tion selbst berechnen 
FFAutomatische Anpas-
sung von Löhnen 
& Gehältern an die 
Inflation – Kampf um 
Erhöhungen darüber!
FFWeg mit Mehrwert- und 
Mineralölsteuer – sie 
belasten v.a. kleinere 
Einkommen! 

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Der Lebensmitteleinkauf 
wird zur Armutsfalle!

Für Nulltarif und Ausbau der Öffis 
Mit Privatisierung� und Scheinheiligkeit wird 
den Interessen von Konzernen und etablier-
ten Parteien nachgekommen. Auf Kosten eines 
gut funktionierenden öffentlichen Verkehrs 
wird in Wirklichkeit Individualverkehr geför-
dert. Aber Gratis-Öffis für alle wären leicht fi-
nanzierbar. Und die Wiener Tarif“reform“ be-
nachteiligt jene mit wenig Geld.	  Seite 2

Deutschland: Fünf Jahre DIE LINKE!
Vor fünf Jahren� als DIE LINKE entstand, galt 
sie als Erfolgsstory. Heute stagniert die Par-
tei. Weniger Leute treten bei, die Treffen sind 
schlechter besucht und in der Öffentlichkeit 
werden vor allem die Personaldebatten wahr 
genommen. Lucy Redler, Mitglied der Linken 
und der SAV analysiert, was passiert ist.

 Seite 12

Schwerpunkt
Bis zu 25% für neue Parteien:� 
Die Frage ist nur – wird die-
ses Vakuum von links oder 
von rechts gefüllt? Eine 
neue Partei für Arbeiter
Innen und Jugendliche ist 
dringend nötig.   

Seiten 7-10
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Löhne rauf! 
Preise runter!
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von Sonja Grusch� Im Leitbild 
des ÖGB steht: “Wir vertreten 
in Wort und Tat konsequent die 
Mitgliederinteressen.“ Und in § 
19.4 des Statuts findet sich: „Je-
des Mitglied hat die Pflicht: ge-
werkschaftliche Disziplin bei 

der Durchführung von beschlossenen Aktionen zu 
halten und jedes dem Ansehen des ÖGB abträgliche 
Verhalten zu vermeiden“. So weit die Theorie. Doch die 
Praxis sieht anders aus: Sparpaketen wird zugestimmt, 
Regierungen, die sozialen Kahlschlag betreiben wer-
den unterstützt. 

Das jüngste Beispiel für das statutenwidrige Agie-
ren der Gewerkschaftsführung ist das Aussetzen 

des Streiks der Landes- und Gemeindebedienste-
ten in Oberösterreich im März. Denn das dauernde 
Zurückweichen, die Serie von faulen Kompromis-
sen – das alles schadet der Gewerkschaftsbewegung 
enorm. Natürlich wird die Gewerkschaftsführung 
nicht veröffentlichen, wie viele KollegInnen aus Wut 
und Enttäuschung über das neuerliche klein-beige-
ben ausgetreten sind. Und wie immer werden sie nur 
jene Stimmen zitieren (und in ihrer Verleugnung der 
Wahrheit wohl auch nur jene Stimmen hören!) die 
ihren Kurs bestätigen. Ich kann den Herren Haudum 
(GdG-OÖ), Fogler (ÖGB-Präsident) & Co. (und ih-
ren Kolleginnen, die um nichts weniger weltfremd 
sind) nur empfehlen, wirklich zuzuhören, wie die 
Stimmung in den Betrieben und Dienststellen ist 
und diese nicht nur als Rangiermasse zu betrachten. 
Und v.a. unter Jugendlichen: was soll die Motivation 
sein, in einer Organisation Mitglied zu sein, in der 
die Basis keine wirkliche Mitsprachemöglichkeit hat 
und die die ständigen Verschlechterungen für Be-
schäftigte schönredet? Diese Gewerkschaftsführung 
schadet der Gewerkschaft – wir brauchen eine völ-
lig andere! 

Übrigens: Ich bin seit 25 Jahren ÖGB-Mitglied und 
habe vor kurzem dafür eine Urkunde erhalten. Dar-
auf kann ich gerne verzichten. Lieber wäre mir eine 
Gewerkschaft, die endlich kämpft!

Das Recht auf Mobilität� pri-
vaten Profiten zu unter-
werfen führt zur Ein-
schränkung des öffentli-
chen Verkehrs und teuren 
Tarifen. Dadurch wird öf-
fentlicher Verkehr unat-
traktiv und unerschwing-
lich. Wenn hingegen sämt-
liche Verkehrs-, Bau- und 
Infrastrukturunterneh-
men unter demokratischer 
Kontrolle von Fahrgästen, 
MitarbeiterInnen und An-
rainerInnen verstaatlicht 
sind, kann das Geld, das 
derzeit in den Händen ei-

niger Konzerne ist, für be-
dürfnisorientierten Ver-
kehr verwendet werden. 
Anstatt dass ein paar Pro-
fiteurInnen entscheiden, 
ob eine Autobahn gebaut 
wird, würden wir nach 
unseren Bedürfnissen ent-
scheiden und der öffentli-
che Verkehr könnte allen 
zum Nulltarif zur Verfü-
gung gestellt und so aus-
gebaut werden, dass er at-
traktiv wird und den Indi-
vidualverkehr bis auf we-
nige Ausnahmen unnötig 
und unattraktiv macht. 

Mobilität für alle 
schützt die Umwelt

Was wurde aus der grünen 
100-Euro-Jahreskarte?

ÖGB: Die Führung ignoriert 
die eigenen Spielregeln!
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Angeblich werden Öffis� in 
Wien billiger. Tatsäch-
lich werden Einzelfahr-
schein, Wochenkarte und 

„Klimakarte“ teurer. Wer 
nicht täglich oder ganz-
jährig fährt, wie viele 
prekär Beschäftigte oder 
Erwerbslose, zahlt drauf. 
Für ganz Arme gibt es mit 
dem Mobilpass 50% Er-
mäßigung – nur erhält 
man den Pass schwer und 
außerdem können auch 
50% noch zu viel sein. 
Wer nicht zahlen kann, 
wird repressiv verfolgt. 

Künftig werden 200,- ab-
genommen, wenn nicht 
100,- innerhalb von drei 
Tagen bezahlt werden. 
Dazu kommt eine Ver-
waltungsstrafe, was im 
Fall von Armut Ersatzar-
rest bedeutet. Auch dass 
die Jahreskarte bei Ra-
tenzahlung teurer ist, ist 
Ausfluss dieses je-ärmer-
desto teurer-Prinzips. 
Studierende zahlen saf-
tig drauf: Das Semester-
ticketwurde um 50% teu-
rer - bei nur einem Monat 
längerer Gültigkeit.

Öffentlicher Verkehr� wird 
von den etablierten Par-
teien verwendet, um an-
geblich im Interesse des 
Umweltschutzes Lügen 

zu verbreiten. Tatsäch-
lich  wird der Individual-
verkehr gefördert. Auto-
mobilkonzerne betreiben 
bei der Regierung Lob-
bying für Förderung von 
(Schein- bis Halb-) Elek-
tromobilität, die sich ein 
paar wenige Superreiche 
leisten können. 

Zahlen werden dafür� ver-
mutlich Menschen mit 
niedrigem Einkommen 
und ohne öffentliche Ver-
kehrsanbindung, die auf 

ein herkömmliches Auto 
angewiesen sind. Die Re-
gierung kann sich dann 
mit „Umweltschutz“ de-
korieren, obwohl der Ef-

fekt nicht im Umwelt-
schutz, sondern im Profit 
liegt. Bahntarife werden 
immer unerschwingli-
cher, sodass es billiger ist, 
mit dem Auto zu fahren. 

Wer die Umwelt� wirklich 
schützen will, muss öf-
fentlichen Verkehr für alle 
gewährleisten und attrak-
tiv machen. Das geht nur 
mit Ausbau des öffentli-
chen Verkehrs statt der 
Schließung von „unren-
tablen“ Strecken und mit 

kostenlosem öffentlichem 
Verkehr für alle statt Pri-
vatisierung. 

Ausbau heißt� nicht No-
bel-Catering und Luxus-
abteile, sondern rasche, 
zuverlässige und beque-
me Anbindung für al-
le und überall, auch am 
Land. Intervalle müssen 
verkürzt werden, Barri-
erefreiheit gewährleistet 
sein. Öffentlicher Verkehr 
muss allen zum Nulltarif 
zur Verfügung stehen. Das 
Geld dafür ist da. Es wird 
aber mittels größenwahn-
sinniger Autobahn- und 
Tunnelprojekte in Profite 
für Baukonzerne gesteckt 
und landet bei Manage-
rInnen, AufsichtsrätIn-
nen, LobbyistInnen und 
BeraterInnen in und um 
Infrastrukturunterneh-
men.	 Sigi Lauermann-Perg

Öffis nur für Bobos?

Der öffentliche Verkehr bleibt 
ein teures „Vergnügen“
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Wer beim AMS� eine Frist 
versäumt oder einen An-
trag falsch ausfüllt wird 
bestraft. ÖVP-Kurz will 
S chu l s chwä n z erI n nen 

und ihre Eltern mit hohen 
Geldstrafen belegen. Al-
le Parteien wollen „mehr 
Polizei“, es gibt zusätzli-
che Stadtwachen, Wäch-
ter im Gemeindebau oder 
„Gackerlpatrouillen“...

Der Staat will Stärke zei-
gen. Wer sich nicht an „die 
Regeln“ hält, spürt die Kon-
sequenzen. Der spanische 
Politiker Felip Puig macht 
klar, wohin es gehen soll. 
Er will dass „die Leute mehr 
Angst vor dem System ha-
ben und deshalb nicht mehr 

so wagemutig sind“. Also 
weniger protestieren.

Tatsächlich ist der Si-
cherheitsbereich einer der 
Wenigen, der von har-

ten Kürzungen verschont 
geblieben ist. Mit gutem 
Grund: Mit Bankenret-
tungen und Sparpaketen 
macht die Regierung Poli-
tik gegen die überwiegen-
de Mehrheit der Bevölke-
rung. Noch gelingt es ihr, 
viele der Maßnahmen als 
notwendiges Übel darzu-
stellen und so zu tun, als 
seien die Belastungen des 
Sparpakets gerecht zwi-
schen Arm und Reich ver-
teilt. Bald aber werden die 
zahlreichen Kürzungen für 

alle konkret spürbar und 
der Unmut wächst bereits. 

Massenproteste wie in 
Griechenland oder Spani-
en scheinen für Österreich 

noch unrealistisch, sind 
aber die große Angst der 
Herrschenden auch hier. 
Wie in anderen Ländern 
auch, bereiten sie sich mit 
einer Verschärfung der 
Repression darauf vor.

So wurde 2010 die be-
dingte Geldstrafen abge-
schafft. Diese Verschär-
fung (keine Bewährung bei 
Geldstrafen mehr) führt 
auch zu mehr Ersatzfrei-
heitstrafen, da viele sich 
die Geldstrafe nicht leis-
ten können. Auf der ande-

ren Seite sieht das ebenfalls 
im Sparpaket vorgesehene 
Steuerabkommen mit der 
Schweiz keine Verfolgung 
derjenigen vor, die uns al-

len seit Jahren Milliarden 
an Steuern stehlen.

Da uns Repression ge-
meinsam betrifft müssen 
wir uns auch gemeinsam 
wehren. Z.B. Erwerbslo-
sengruppen unterstützen 
sich gegenseitig bei Ärger 
mit dem AMS. Letztlich 
müssen wir alle solche In-
itiativen verbinden und 
eine Plattform schaffen, 
die nicht nur gegen Re-
pression kämpft sondern 
auch gegen ihre Ursachen. 

Tilman M. Ruster

Imagepolitur mit 
Schmetterlingskindern

Am Ostermontag ver-
anstaltete der Fußball-
verein „Hellas Kagran“ 
ein Benefizspiel zuguns-
ten von „Schmetter-
lingskindern“. Mit die-
ser Aktion versucht der 
FPÖ- und Burschen-
schaftler-Verein sein 
Image aufzubessern. 
2008 hatte die SLP ei-
ne Kampagne gegen die 
Übernahme der Club-
Präsidentschaft durch 
Martin Graf organisiert, 
den bekannten rechts-
außen Stürmer der FPÖ, 
3. Nationalratspräsident, 
Mitglied der Olympia. 
Damals waren antiras-
sistische Spielerinnen 
ausgeschlossen worden, 
die nicht wollten, dass 
der Verein für den FPÖ-
Wahlkampf missbraucht 
wird. Hellas ist ein An-
ziehungspunkt für di-
verse Rechte. Schade 
ist, dass es Hellas ge-
lungen ist, Schirmher-
ren wie die Kabarettis-
ten Buchgraber&Brandl, 
Ferner, Jirkal für ih-
re Sache einzuspannen. 
Rechtsextremen so zu 
mehr Akzeptanz zu ver-
helfen ist sicher kein gu-
ter Zweck!

„Wir für Wien“ 
Seit neuestem zeigt 

sich eine neue rechts-
extreme Gruppe auf 
Wiens Straßen. „Wiens 
Identitäre Gruppe 
(WIR)“ plant zweiwö-
chentlich Infotische 
abzuhalten. Obwohl 
sie harmlos erscheinen 
wollen, verteilen sie 
hetzerisches Material 
gegen „Überfremdung“ 
und „Multikulti“ und 
argumentieren im Sin-
ne Sarrazins. Ihre geis-
tige Herkunft lässt sich 
gut an ihren Kontakten 
ablesen: „SOS Heimat“, 
„BI Dammstraße“ oder 
auch die NPD-nahe Zei-
tung „Junge Freiheit“ 
haben sie verlinkt. Die 
SLP akzeptiert Rassis-
mus nicht, auch wenn 
er sich zu tarnen ver-
sucht und wird diesen 
Vorstoß politisch be-
kämpfen und auch da-
rüber aufklären wo die 
echten Probleme Wiens 
liegen.

Der rechte Rand

Gehälter steigen kaum...
Obwohl laut dem Wert-

schöpfungsbarometer 2010 
der AK Oberösterreich die 
nominelle Wertschöpfung 
(d.h. ohne Berücksichti-
gung Inflation) bei 53% 
über dem Wert von 2004 
lag, sind die Gehälter nur 
um 13% angestiegen. 

Wenn man den Zeit-
raum ausdehnt und die 
Reallohnentwicklung be-
trachtet wird das Bild 
noch etwas düsterer. 1994 
bis 2011 war eine Produk-
tivitätssteigerung von 

21,4% (preisbereinigt) zu 
verzeichnen – eine Stei-
gerung der Bruttolöhne 
aber nur um 6,1% - und 
der Reallöhne um ledig-
lich 0,6%. Soviel zum 

„Durchschnitt“ - im un-
tersten Zehntel sind die 
Einbußen mit bis zu 31% 
Verlust enorm. Wobei ins-
gesamt seit 1995 der Ver-
lust für ArbeitnehmerIn-
nen bei Löhnen bzw. Ge-
hältern 110 Milliarden 
Euro ausmacht.

Quellen: Die Arbeit, 2/11; Solidari-
tätswerkstatt 3/11, Heute, 15.11.11

...dafür steigen die Preise.
Waren des täglichen Be-
darfs kosteten 06/2010 
im Durchschnitt € 45,–, 
06/2011 bereits € 51,70. 
Das sind satte +15%.
Quelle: arbeiterkammer.at

Top-Einkommen steigen
FFAnstieg der Gehälter 
der ManagerInnen in 
80% der 2012 bereits 
veröffentlichten ATX 
Unternehmen 
FF In mehr als 50% der 
Unternehmen sogar 
13,5% bis 124% 
FF In diesen 16 ATX-
Unternehmen: Gewinne 
in der Größenordnung 
von 3,9 Mrd. Euro und 
durchschnittliche 
Vorstandsgehälter von 
rund 1,3 Mio. Euro (+20%)
Quelle: arbeiterkammer.at

Löhne, Preise und ManagerInnengehälter

Sparpaket und Repression gehören zusammen: Wir müssen 
gemeinsam bekämpfen was uns gemeinsam betrifft! 

Das Sparpaket und die Repression

 06/2010         03/2011 06/2011
 Warenkorb „Täglicher Bedarf“ lt. AK

+6,2%

+8,2%
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Von 1861 bis 1865� rangen 
die Nordstaaten den 
Süden der USA nie-
der. Es war aber nicht 
nur ein Krieg gegen die 
Sklaverei, sondern der 
zweier unterschiedli-
cher Systeme: die Skla-
verei des Südens ge-
gen den industriellen 
Norden. Der Sieg der 
Nordstaaten brachte 
das formale Ende der 
Sklaverei. Es folgten 
ein enormer industri-
eller Aufschwung und 
Bedarf an Arbeitskräf-
ten. Viele Flüchtlinge 
aus Deutschland folg-
ten dem „amerika-
nischen Traum“ und 
endeten als moderne 
LohnsklavInnen in den 
Fabriken.

Mit der Industrie ent-
wickelten sich auch die 
ersten Organisationen 
der ArbeiterInnenbe-

wegung. Ein erstes Ziel 
dabei war die Senkung 
der täglichen Arbeits-
zeit auf acht Stunden. 
Ab dem Herbst 1885 
bereitete die noch jun-
ge Gewerkschaft sich 
auf einen Streik am 1. 
Mai 1886 vor. In Chi-
cago spitzte sich der 
Streik unter Führung 
der deutschsprachigen 
„Arbeiter-Zeitung“ in 
den folgenden Tagen 
zu. Die Presse forderte 
die Behörden auf, ein 
„Exempel“ zu statu-
ieren. In diese Situati-
on hinein explodierte 
am 4. Mai eine Bombe 
(wahrscheinlich von 
einem Provokateur) bei 
der Versammlung. Da-
raufhin schoss die Po-
lizei in die Menge der 
Streikenden und De-
monstrierenden und 
tötete viele von ihnen. 
Sofort wurden die An-
führer des Streiks als 
vermeintliche Bom-
benwerfer zum Tod 
bzw. langen Haftstra-
fen verurteilt. Aus der 
weltweiten Solidari-
tätsbewegung gegen 
die Repression entwi-
ckelte sich der 1. Mai 
als Kampftag der Ar-
beiterInnenbewegung 
bis heute.    

Albert Kropf

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

ÖGB argumentiert nicht  
gegen sondern fürs Sparpaket
Für einfache� Gewerkschafts
mitglieder bedeutet das 
Sparpaket Lohnkür-
zungen, weniger Pensi-
on, schlechtere Gesund-
heitsversorgung uvm. Sie 
sind wütend und verlan-
gen, dass der ÖGB end-
lich zu kämpferischer Po-
litik greift. Was macht die 
ÖGB-Führung? Nicht nur, 
dass sie keine Massen-
streiks bis hin zum Gene-
ralstreik gegen das Spar-
paket organisiert, sie lässt 
auch noch eine „Argu-
mentationshilfe“ für das 

Sparpaket erstellen. Dar-
in heißt es: „Strukturpa-
ket 2012–2016: Nur zweit-
beste Lösung“. Die Um-
verteilung von Geld von 
ArbeiterInnen zu Banken 
und Konzernen ist auch 
nicht nur die fünftbeste 
Lösung, sondern ein bru-
taler Angriff auf die Men-
schen. Dass die ÖGB-Füh-
rung nicht alles tut um das 
Sparpaket zu verhindern, 
ist ein Skandal, dass sie 
auch noch versucht, die 
Kürzungen schönzure-
den, abstoßend. Weiter in 

der „Argumentationshil-
fe“: „Budget muss wegen 
Finanz- und Wirtschafts-
krise konsolidiert werden 

– dazu ÖGB-Bekenntnis". 
Damit wird der Regierung 
ein Freibrief für Angriffe 
ausgestellt. All das zeigt, 
dass der ÖGB grundlegend 
verändert werden muss: 
Nicht abgehobene Funk-
tionärInnen, sondern die 
Mitglieder müssen ent-
scheiden, welchen Maß-
nahmen zugestimmt wird, 
und welche bekämpft 
werden.	 Georg Kumer

Frauen, die Teilzeit� arbeiten 
haben nicht nur geringere 
Löhne sondern erwarten 
auch eine deutlich gerin-
gere Pension, warnt Frau-

enministerin Heinisch-
Hosek. So weit so richtig.

843.000 Frauen wa-
ren in Österreich Ende 
2011 teilzeitbeschäftigt. 
Das sind 44% der berufs-
tätigen Frauen – aber nur 
8,9% der Männer. Lag die 
Teilzeitquote 1995 noch bei 
15%, arbeitet heute schon 
über ein Viertel der un-
selbständig Beschäftigten 
in Österreich Teilzeit. Da-
hinter steht v.a. der Abbau 
von (relativ) gut bezahl-

ten Vollzeitarbeitsplätzen 
in der Industrie zu Guns-
ten von schlecht bezahlten 
Teilzeitarbeitsplätzen im 
Dienstleistungssektor. 

Die „Warnung“ vor der 
Teilzeit ist ein recht jun-
ges Phänomen in SPÖ-
Kreisen. „Gesetzlich ga-
rantierten Anspruch auf 
Teilzeitarbeit für Eltern 
bis zum Schuleintritt ih-
res Kindes“ hieß es im von 
SPÖ und Grünen 1997 in-
itiierten Frauenvolks-
begehren. 2004 stimmte 
man Blau-Schwarz bei der 
Einführung der Eltern-
teilzeit zu. Das von der 
Regierung gelobte „Kon-

togutschriftmodell“, das 
im aktuellen Kürzungspa-
ket vorgezogen wird be-
deutet eine stärkere Be-
wertung der niedrigen 

Beitragsjahre und damit 
real Pensionskürzungen, 
die insbesondere Frauen 
(in Teilzeit) treffen. Sich 
angesichts dieser Bilanz 
jetzt als Verteidigerin von 
Frauenrechten und „War-
nerin“ vor der „Teilzeitfal-
le“ auszugeben, ist Zynis-
mus pur. 

Frauen nehmen selten 
freiwillig die schlechteren 
Bedingungen der Teilzeit-
arbeit hin. 54% der teil-
zeitbeschäftigten Frauen 

geben die mangelnde Kin-
derbetreuung als Grund 
dafür an. Dem schrittwei-
sen Rückbau der öffentli-
chen Sozial- und Betreu-
ungsleistungen folgt das 
Abdrängen von Frauen aus 
der Vollzeitarbeit in die 
Teilzeit.

Frauen die heute Teil-
zeit arbeiten erwarten ei-
ne schlechtere Pension. 
Daher ist die Einführung 
einer Mindestpension von 
1.200 Euro netto dringend 
notwendig. Darüber hin-
aus muss Kinderbetreu-
ung endlich flächende-
ckend für jedes Kind vor-
handen sein. Und: Statt 
Teilzeit muss die vorhan-
dene Arbeit auf alle ver-
teilt werden, sprich: Ar-
beitszeitverkürzung auf 
30 Stunden/Woche bei 
vollem Lohn. 	 Jan Rybak

Frauenministerium „warnt“ vor Teilzeitfalle. Wir 
sagen: Arbeitszeitverkürzung statt Teilzeitarbeit!

Frauen in Voll- bzw. Teilzeitbeschäftigung

Zynismus Teilzeitfalle
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Zwischen 26. und 29. März� 
fanden im Wiener Burgki-
no die kasachischen Film-
tage statt. Getarnt als Cha-
rity-Aktion für krebs-

kranke Kinder in Semey 
wurde Regierungspropa-
ganda betrieben. Gleich-
zeitig werden in Kasachs-
tan friedliche Streiks blutig 
niedergeschlagen, Opposi-
tionelle werden verhaftet, 
darunter auch ein bekann-
ter Schauspieler. 

Das alles war Anlass ge-
nug für die SLP, um ei-
ne Aktion zu starten. Ge-
meinsam verteilten wir 
vor und im Burgkino Flyer, 
um BesucherInnen & Pas-

santInnen auf die Lage in 
Kasachstan aufmerksam 
zu machen. Nur die We-
nigsten wissen Bescheid, 
nachdem die Situation der 

kasachischen ArbeiterIn-
nen und die Morde durch 
das Regime in den Medien 
totgeschwiegen werden.

Nach nur wenigen� Minuten 
wurden die beiden SLP-
ler, die sich im Burgki-
no befanden vom dortigen 
Geschäftsführer rausge-
schmissen. Gleich wurde 
auch die Polizei alarmiert. 
Ihm schienen die Filmtage 
eine nette Aktion zu sein, 
und gleichzeitig könnte 

man ja der kasachischen 
Kultur Raum bieten. Nä-
heres war ihm bisher nicht 
klar. Als die Polizei dann 
ankam, musste er sie wie-

der wegschicken, da er bei 
den Diskussionen mit den 
SLPlerInnen nicht wusste, 
wie er die Filmtage noch 
„verteidigen“ könnte. 

Den Schluss bildete Ge-
nossin & Sängerin Laura 
Rafetseder mit ihrem dazu 
passenden Song „Ballad of 
Zhanaozen“.

	 Sedef Yavuz

Infos auf  
www.campaignkazakhstan.org

Song auf Youtube

„Cut“ für kasachisches Regime

SLP organisiert Proteste bei den  
kasachischen Filmtagen in Wien

Im Öffentlichen Dienst� in 
Oberösterreich wird seit 
Februar die aktuelle 
„Lohnerhöhung“ mit mi-
nus 1% ausbezahlt. Das 
bedeutet für viele nied-
rig bezahlte Kindergärt-
nerInnen, PflegerInnen 
etc. einen harten Angriff. 
Grundlage war ein Be-
schluss des Landtages im 
September 2011. Bis 5.12. 
hat die Gewerkschaft GdG 
gebraucht um eine Groß-
demonstration zu orga-
nisieren. Sehr viele Kol-
legInnen fanden schon 
damals, dass ein Streik 
notwendig wäre. Dann 
wurde für 1.2. ein Warn-
streik angesetzt – und im 
letzten Moment – „auf-
geschoben“. Dann wur-
de beschlossen, ab 28.3. 
zu streiken, bis ein kon-
kretes Angebot am Tisch 
liegt. Alles war bereit. 
Doch nach einem Anruf 
von Landeshauptmann 
Pühringer beim GdG-Vor-
sitzenden Haudum, wo er 
ein „ordentliches und an-
ständiges“ Angebot ver-
sprach - wurde der Streik 
wieder ausgesetzt! 

Die Wut war enorm, in 
der Betriebsversammlung 
im AKH war die Stimmung 
am Kochen! Mit einer Re-
solution protestierten die 
200 Anwesenden „auf das 
Schärfste“ und erklär-
ten „dass sich zwischen 
dem Streikbeschluss und 
dem Aussetzen des Streiks 
nichts entscheidend ver-
ändert hat“. Die SLP star-
tete sofort nach dem Aus-

setzen eine Kampagne: 
beim AKH, beim Rathaus, 
im Seniorenzentrum und 
weiteren Plätzen in Linz. 
Unsere Forderungen nach 
Rücknahme der Lohnkür-
zung und einer Urabstim-
mung der Beschäftigten 
über das Verhandlungs-
ergebnis fand rege Unter-
stützung. Als wir den ers-
ten Teil der Unterschriften 
an Haudum & Co. über-
gaben meinten sie, es wä-
ren „eh alle zufrieden“ 
und ignorierten die Wut 
der meisten Beschäftigten. 
Am 16.4. fanden die ersten 
Verhandlungen statt. Kon-
kretes gibt‘s aber erst beim 
nächsten Termin am 9.5. 
Die Hinhalte-Taktik geht 
weiter. „Super, und dann 
den nächsten einen Monat 
später, und dann zwei Mo-
nate später und dann in ei-
nem halben Jahr und dann 
ist eh schon alles zu spät!“, 
stellt eine Kollegin fest.

Wütend sind die Kolleg
Innen nach wie vor. Nach 
ein paar Tagen haben wir 
wieder 100 Unterschrif-
ten gesammelt. Viele sind 
aus der GdG ausgetreten 
und werden noch austre-
ten. Anstatt unsere Löh-
ne zu verteidigen fällt die 
Gewerkschaftsführung 
um. Wir brauchen einen 
kämpferischen und de-
mokratischen ÖGB und 
das dringend, denn uns 
steht 2013 eine Nulllohn-
runde im Öffentlichen 
Dienst bevor. 

Jan Millonig, 
Zivildiener im AKH Linz

GdG-Oberösterreich:  
KollegInnen sind enttäuscht

Bleiberecht muss politisch
erkämpft werden! 
Im Dezember 2011� hätte 
Ousmane C. nach Guinea 
abgeschoben werden sollen. 
Nur durch eine Kampagne, 
initiiert von der SLP, und 
Ousmanes eigenen Protest, 
konnte diese in letzter Mi-
nute verhindert werden. 
Wie jetzt – mehr als ein Jahr 
später – der Verfassungs-
gerichtshof entschied, wä-
re die Abschiebung rechts-
widrig gewesen. Ousmane 
wurde zu Unrecht ein Asyl-
verfahren verweigert, der 
Asylgerichtshof hat „will-
kürlich“ gehandelt. Diese 

Entscheidung ist ein Erfolg 
in der Kampagne für Ous-
manes Bleiberecht. Doch 
hätte Ousmane auf die-
ses Urteil gewartet, wäre er 
längst nach Guinea abge-
schoben worden - ein Land, 
wo ihn der sichere Tod er-
wartet. Das zeigt wieder, 
dass Recht auf der Stra-
ße erkämpft werden muss 

– auf Staat oder Gerichte 
können wir nicht warten! 	
		  Maria Hörtner 

Spendenkonto: 
50.312.063.827 (BLZ 12000)

Fundstück des Monats
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Der König und das liebe Vieh� Sich bei der Elefantenjagd 
zu verletzen, ist für WWF-Ehrenpräsidenten und 
König Spaniens, Juan Carlos, ungünstig. Aussagen, 
dass ihm 50%Jugendarbeitslosigkeit den Schlaf rau-
ben, wirken dann eher unglaubwürdig. Er goss damit 
Öl ins Feuer der Bevölkerung, die gegen die brutale 
Sparpolitik der Regierung kämpft. 



6

In den vergangenen� Mona-
ten gab es eine Serie von 
Kollektivstrafen gegen 
Fußballfanszenen durch 
den deutschen Fußball-
verband DFB. Aktionen 

einzelner wurden mit so 
genannten „Geisterspie-
len“ bestraft, wo Fans ei-
nes Vereins nicht zum 
Auswärtsspiel ihres Verei-
nes fahren dürfen. 

Ziel des DFB ist,� die Stadi-
en im Interesse einer noch 
größeren kommerziellen 
Nutzung von „unliebsamen 
Elementen“ zu säubern. Ei-
nige Funktionäre schlugen 
vor, die billigen Stehplätze 
in Stadien ganz abzuschaf-

fen und durch Sitzplätze zu 
ersetzen. So würde das eng-
lische Modell eingeführt. 
Dort kosten Premier League 
Spiele mindestens 30 Pfund 
(37.- Euro) Eintritt.

Im Fall des Spieles� Ers-
ter FC Union Berlin ge-
gen Eintracht Frankfurt 
ging die Kollektivstrafe 
ins Leere. Der Gästeblock 
des Stadions war ge-
füllt mit rund 1.000 Ein-
tracht Fans, die laut DFB 
gar nicht hätten dort sein 
dürfen. Sie waren durch 
Mithilfe von Union Fans 
ins Stadion gelangt. Das 
Spiel geriet zu einer De-
monstration gegen den 
DFB. 

Der Grund für das Aus-
wärtsverbot für die Ein-
tracht Frankfurt Fans war 
das Abbrennen von Py-
rotechnik bei einem frü-
heren Spiel. Das ist in 

Deutschland verboten, für 
viele Fußballfans aber ein 
unverzichtbarer Bestand-
teil von Fankultur. Über 
Monate hatten viele Fan-
gruppierungen versucht, 
einen Dialog mit dem 
DFB zustande zu krie-
gen. Der sagte zunächst 
Gesprächen zu, block-
te aber rasch wieder ab. 
Eine ernsthafte Diskus-
sion scheiterte am Ver-
band. Fangruppen, die 
an das Gesprächsange-

bot geglaubt hatten und 
über Monate auf Pyro-
technik verzichteten, um 
ihre Ernsthaftigkeit zu 
unterstreichen, fühlten 
sich verarscht. Seitdem 
„brennt“ es in deutschen 
Stadien mehr als zuvor.

Auch in Österreich� ist das 
Thema. Vor kurzem hielt 
die Polizei sieben Bus-
se von Wacker Innsbruck 
Fans stundenlang fest. Der 
Zugang zum Spiel wur-
de ihnen verwehrt. Die 
Begründung: Man such-
te nach pyrotechnischem 
Material. Fans wehren sich 
vermehrt gegen solch un-
demokratisches Vorgehen. 
Für effektiven Widerstand 
braucht es aber auch eine 
politische Auseinander-
setzung mit dem Kapita-
lismus im Sport.

Christian Bunke
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Der Muttertag� stellt 
heute eher eine Ver-
höhnung als eine Wür-
digung für all jene dar, 
die von der dreifachen 
Belastung der kapita-
listischen Ausbeutung 
durch Lohnarbeit, un-
bezahlte Hausarbeit 
und Kinderbetreuung 
betroffen sind. Heuch-
lerisch ist daher auch 
die Aussage von SPÖ-
Frauenministerin Hei-
nisch-Hosek, der Mut-
tertag sei „überholt und 
konservativ“. Schließ-
lich ist sie selbst Teil 
der Regierung und hat 
bisher all die unsozia-
len Maßnahmen gegen 
Frauen mitbeschlossen.

Dass der Muttertag ei-
ne Erfindung des deut-
schen Blumenhandels 
gewesen sei oder erst 
unter Hitler zum Fei-

ertag wurde, ist hinge-
gen ein Mythos. Tatsa-
che ist, dass der Mut-
terkult im Deutschland 
der Zwischenkriegszeit 
in allen politischen La-
gern der Weimarer Re-
publik weit verbrei-
tet war. „Gebärfreudige 
Mütter“ wurden in den 
1920er und 30er Jahren 
auf Grund der niedrigen 
Geburtenrate in ganz 
Europa geehrt; meist 
mit einer völkischen, 
also nationalistischen 
und rassistischen Rhe-
torik versehen. Auf die-
ser Welle konnten so-
wohl Floristenverband 
als auch NS-Regime 
mitschwimmen.

In Österreich wur-
de der Muttertag auf 
Betreiben der Frauen-
rechtlerin und Frie-
densaktivistin Marian-
ne Hainisch 1924 zum 
Feiertag – also lange 
vor der Machtergrei-
fung der Nazis 1938. In 
den USA ist der Mutter-
tag seit 1914 nationaler 
Feiertag. Er ist zwar ei-
ne „bürgerliche“ Erfin-
dung, doch mit einer 
ursprünglich stark pro-
letarischen, antimilita-
ristischen und feminis-
tischen Note. Davon ist 
heute nichts übrig ge-
blieben...     Pablo Hörtner

Rote 
Seitenblicke 

Urheberrecht: Musikindustrie enteignen!
"Home Taping Is Killing Music"� 
- drohte die britische Mu-
sikindustrie in den 80ern 
gegen Raubkopien. Die 
Angst der Musikindustrie 
um ihre Profite kommt bei 
jeder technischen Neue-
rung wieder. HörerInnen 
bzw. KünstlerInnen wer-
den entweder verteufelt 
oder instrumentalisiert.

Ausdruck dafür� ist das Ur-
heberrecht, auf das die 
Musikindustrie pocht. Die 
wenigsten KünstlerInnen 
sind wirklich im vollen 
Besitz ihrer Verwertungs-

rechte - der größte Teil 
liegt bei den Musikkon-
zernen. Auch wenn heute 
vereinzelt KünstlerInnen 
bessere Bedingungen vor-
finden – wirtschaftliches 
Interesse am Urheberrecht 
haben in erster Linie die 
Konzerne selbst. 

In einer sozialistischen� Ge-
sellschaft wäre die Tren-
nung „KünstlerInnen – 
Rest“ aufgehoben. Denn 
dann hätten alle - durch 
radikale Arbeitszeitver-
kürzung, freien Zugang zu 
Equipment, Instrumen-

ten etc. und freien Zu-
gang zu Kultur - die Mög-
lichkeit aktiv und passiv 
teilzunehmen. Dann wä-
re auch das Urheberrecht 
überflüssig – das ja nur die 
Profite der Musikindustrie 
schützt. 

Das Urheberrecht� verschlei-
ert, dass schon jetzt in-
dividuelle Werke auf ei-
ner Vielzahl von Einflüs-
sen basieren. In dem Sinne 
wäre Musik dann ein viel 
lebendigerer, interaktive-
rer, kollektiverer Prozess.

Laura Rafetseder

Fans gegen Fußballverband

Gelebte Fansolidarität setzt Fußballverband 
in Deutschland unter Druck



Korruptionsskandale,� Spar-
paket und „Schuldenbrem-
se“ auf der einen Seite – 
Parlamentsparteien die sich 
kaum unterscheiden auf 
der anderen. Kaum jemand 
wählt noch „für“ eine Par-
tei, viele aber „gegen“ oder 
das „kleinere Übel“. Der 
Wunsch nach einer neuen 

Partei ist groß – wirklich 
gebraucht wird eine neue 
ArbeiterInnenpartei! 

Es gibt eine Reihe von 
Ideen und Projekte, die 
meisten werden über die 
Idee nicht hinaus kom-
men, manche werden ei-
ne gewisse Medienauf-
merksamkeit haben, man-
che sogar einige Erfolge bei 
Wahlen erzielen. Doch um 
dauerhaft eine Alternati-
ve zu den etablierten Par-
teien anzubieten, braucht 
es mehr. Gemein ist allen 

Projekten, dass sie kaum 
ein Programm haben. Die 
Piraten haben selbst in ih-
ren Kernthemen außer all-
gemeinen Überschriften 
wenige Gemeinsamkeiten. 
Sie sind zwar gegen Ac-
ta, das ein noch härteres 
Patentrecht bedeutet. Sie 
sind aber auch nicht gegen 

das Patentrecht an sich. Bei 
Onlinepartei OPÖ und par-
tei2null sollen Positionen 
zu zentralen Fragen durch 
Onlineabstimmungen ent-
schieden werden. Aber: 
Die Berliner Piraten haben 
zwar über diese „liquid-
democracy“ mehrheitlich 
gegen eine Erhöhung der 
Abgeordnetenbezüge ge-
stimmt, die Abgeordneten 
selbst haben dann aber im 
Abgeordnetenhaus mehr-
heitlich dafür gestimmt, 
dass ihre eigenen Bezü-

ge erhöht werden! In Inns-
bruck wird sich rasch zei-
gen, wie die Piraten in der 
Praxis agieren.

Was sich super-demo-
kratisch anhört, ist es in 
der Praxis nicht. Entschie-
den wird durch jene, die am 
meisten Zeit im Netz ver-
bringen (können). Letztlich 

sind die meisten dieser Par-
teien nur modernere Spiel-
arten einer Liberalen Par-
tei. Keine davon ist „ideo-
logiefrei“, sondern sie ste-
hen alle mit beiden Beinen 
fest am Boden des Kapita-
lismus. Das erinnert an die 
Entwicklung der Grünen. 

Was es tatsächlich 
braucht, ist eine Partei der 
ArbeiterInnen - Menschen 
die auf einen Job bzw. So-
zialleistungen angewiesen 
und in der Krise am här-
testen getroffen sind. Es ist 

kein Zufall, dass die Medi-
en die verschiedenen Pro-
jekte so hypen: sind sie 
doch allesamt nicht wirk-
lich gefährlich fürs Estab-
lishment. Sie mögen zwar 
manchen FunktionärIn-
nen den Posten wegneh-
men, aber sie haben kei-
ne wirklich anderen Kon-
zepte wie in der Krise zu 
agieren ist. Soziale Fragen 
spielen bei ihnen kaum ei-
ne Rolle. Wenn sie in poli-
tische Positionen kommen, 
werden sie sich sehr rasch 
den angeblichen „Sach-
zwängen“ beugen.

Doch international gibt 
noch ganz andere Neu-
gründungen: Linke Partei-
en sind in der letzten Pe-
riode in Italien, Spanien, 
Deutschland, Frankreich, 
Griechenland… entstanden. 
Manche sind gescheitert, 
manche sind Teil der Bewe-
gungen und Kämpfe gegen 
die Kürzungspolitik. Die 
deutsche Linkspartei – und 
nicht die Piraten – sind der 

Grund dafür, dass es dort 
keine starke rechtsextreme 
Partei wie die FPÖ gibt. 

Die SLP tritt seit Jahren 
für den Aufbau einer sol-
chen neuen ArbeiterIn-
nen-Partei auf. Einer Par-
tei nicht nur zum Wählen, 
sondern v.a. auch zum mit-
machen. Wenn es so eine 
Partei gibt, dann können 
z.B. Proteste wie jene rund 
um die Plattform 25 in der 
Steiermark Sozialabbau er-
folgreich zurückschlagen. 
Demokratiefragen sind 
sehr wichtig – und müssen 
in Verbindung mit sozia-
len Fragen gesehen werden. 
Echte Demokratie kann es 
nur geben, wo es keine so-
ziale Ungleichheit gibt. Ei-
ne wirklich neue Partei, 
muss daher sozialistische 
Antworten auf die Krise 
geben, sich gegen jede Form 
von Rassismus & Sexismus 
stellen und Demokratie in 
der echten, und nicht nur 
der virtuellen Welt umset-
zen.	 Sonja Grusch

Der Wunsch nach einer neuen Partei ist groß –  
wirklich gebraucht wird eine ArbeiterInnenpartei!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Höchste Zeit 
für eine 

neue Partei!
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FFP-SOL, Brasilien� Aus dem 
Protest gegen Lulas 
Politik entstand 2004 
die P-SOL. 2006 erhielt 
ihre Kandidatin sieben 
Millionen Stimmen. 
Doch sie setzte verstärkt 
auf ein reformistisches 
Programm um gewisse 
Schichten „nicht abzu-
schrecken“. Das ist ein 
Grund für die Probleme 
der P-SOL, da sie so 
keine Antworten auf die 
sozialen Probleme hat.
FFBloco de Esquerda, 
Portugal� Der Linksblock 
entstand 1999 aus vier 
Parteien und hat 16 
Parlaments- sowie drei 
EU-Abgeordnete. In der 
Krise stimmten diese 
aber für die EU-Politik. 
Sie sehen sich als linke 
BeraterInnen einer 
sozialdemokratischen 
Regierung. In Umfragen 
sank er von 10 % (2009) 
auf 4% (2011). 
FFNPA, Frankreich �2009 
startete die NPA mit 
9.000 Mitgliedern in 
467 lokalen Komitees. 
Doch die NPA hat 
AktivistInnen und 
Unterstützung verloren 
weil sie sich v.a. auf die 
Wahlebene konzentriert 
und nicht aktiver Teil 
der Bewegungen ist. 
FFSSP, Schottland� In den 
1990er trat das CWI 
für die Gründung 
einer breiteren Partei 
in Schottland ein. Wir 
wollten unsere Organi-
sation als organisierte 
Kraft innerhalb der 
SSP aufrechterhalten 
und für marxistische 

Ideen auftreten. 
Doch die Mehrheit 
entschied die eigene 
Organisation in die SSP 
aufzulösen. Nach einem 
guten Start entfernte 
sie sich rasch von 
einem sozialistischen 
Programm, zerfleischte 
sich in internen 
Machtkämpfen und 
wurde marginalisiert.
FFSYRIZA, Griechenland� 
Es toben Streiks und 
Generalstreiks. Die 
Krise der Linken betrifft 
auch das Linksbündnis 
SYRIZA. 2004 erzielt sie 
sechs Mandate. Doch 
ihre Antworten auf die 
Krise sind mangelhaft: 
Schulden-Neuverhand-
lung, Euro-Anleihen 
und Stärkung eines 
öffentlichen Anteils 
im Bankenwesen. 
Damit hinkt sie der 
Stimmung der Massen 
hinterher und verliert 
an Unterstützung.
FFULA, Republik Irland �Die 
SLP-Schwesterpartei 
Socialist Party ist die 
stärkste linke Kraft 
und Initiatorin der 
„ULA“, die neben 
der SP unabhängige 
Initiativen sowie die 
Schwesterpartei der 
„Linkswende“ umfasst. 
2011 zog die ULA mit 
fünf Abgeordneten 
ins Parlament ein, 
darunter zwei der SP. 
Die ULA wird in den 
aktuellen Kämpfen 
noch getestet – und 
für gut befunden oder 
durch etwas Besseres 
ersetzt – werden.

In Österreich� gibt es keine 
Partei, die die Interessen 
von ArbeiterInnen und ih-
ren Familien vertritt. Die 
SPÖ war lange eine Arbei-
terInnen-Partei. Heute ist 
sie eine bürgerliche Partei 
die neoliberale Politik be-
treibt. Früher haben große 
Teile der ArbeiterInnen-
klasse sie als „ihre Partei“ 
gesehen. Bewegungen ha-
ben sich in der SPÖ wider-
gespiegelt, ihren Kurs und 
ihre Politik mitbestimmt. 
Daran ist nur die Erinne-
rung geblieben. Die Mit-

gliederzahlen sind zusam-
mengebrochen. Aktives 
Parteileben gibt es kaum. 
Programmatisch betreibt 
die SPÖ neoliberale Sach-
zwangpolitik. 

Die SLP hat schon in 
den 1990er Jahren analy-
siert, dass die SPÖ „ver-
bürgerlicht“ ist. Zwar gibt 
es noch eine Schicht älte-
rer ArbeiterInnen die von 
„ihrer Partei“ reden. En-
thusiasmus ist nie dabei, 
sondern Frust, Enttäu-
schung und Resignation. 
Jüngere kennen die SPÖ 
nur als eine Partei von Pri-
vatisierung, Sozialabbau 
und rassistischen Geset-
zen. Die SPÖ wird höchs-
tens in Ermangelung einer 
Alternative als das „klei-
nere Übel“ gewählt. 

Die herrschende Klasse 
hat mehrere Parteien, die 
ihre Interessen vertreten 
– die ArbeiterInnenklasse 
hat keine einzige. Das hat 
dramatische Auswirkun-
gen: Es gab in den letzten 
20 Jahren eine straff neoli-
berale Politik. Die Angrif-
fe haben ohne großen Wi-
derstand in hohem Tempo 
den Sozialstaat zerschla-
gen. Weil es keine linke 

Alternative gibt, die den 
Unmut aufgreift und Wi-
derstand organisiert, gibt 
es mit der FPÖ in Öster-
reich eine der stärksten 
rechtsextremen Parteien 
Europas. 

Während Österreich� bei der 
Entwicklung des Rechts-
extremismus ganz vor-
ne ist, hinken wir was die 
Entstehung einer neuen 
ArbeiterInnenpartei an-
geht hinterher. Neue lin-
ke Parteien haben sich in 
vielen Ländern gegrün-

det, haben kandidiert 
und teilweise gut abge-
schnitten. In Deutschland 
ist die Existenz der Par-
tei Die Linke der Haupt-
grund dafür, dass die ex-
treme Rechte weit schwä-
cher ist als in Österreich. 
Diese neuen Formatio-
nen – in Italien, Deutsch-
land, Frankreich, Spa-
nien... – sind nicht über 
Nacht entstanden und ih-
re Entwicklung verlief 
nicht reibungslos. Sie ha-
ben viele Fehler gemacht, 
wurden in Folge wieder 
geschwächt. Doch aus die-
sen Entwicklungen kön-
nen wir für den Prozess in 
Österreich viel lernen. 

Die erste� dieser Formatio-
nen war die 1991 gegrün-
dete PRC in Italien – sie 
entstand im Wesentli-
chen aus der Spaltung der 
Kommunistischen Par-
tei Italiens. Andere die-
ser neuen Formationen 
entstanden aus dem Zu-
sammenschluss existie-
render Parteien, wie der 
Linksblock in Portugal. 
Die deutsche Linke war 
das Ergebnis einer Fusion 
zwischen WASG (ehema-

lige SPD-Gewerkschafter
Innen) und PDS (Nach-
folgerin der ehemaligen 
DDR-Staatspartei). Der 
Formierungsprozess ver-
lief in den einzelnen Fäl-
len auf sehr unterschied-
liche Arten. Niemals war 
es nur eine Kopfentschei-
dung einiger „schlauer 
Menschen“, die auf dem 
Reißbrett entstanden wä-
re. Im Gegenteil stand die 
Entstehung in Zusam-
menhang mit Bewegun-
gen in der Gesellschaft. In 
Deutschland z.B. waren 
die Proteste gegen Hartz 
IV ein wichtiger Turbo für 
die Formation der Linken. 

Auch in Österreich wer-
den Klassenkämpfe, so-
ziale Bewegungen, Pro-
teste gegen den Rassis-
mus der FPÖ von zentra-
ler Bedeutung in diesem 
Neuformierungsprozess 
sein. Wichtig dabei sind 
die Entwicklungen in den 
Gewerkschaften: Ech-
te Gewerkschaftspolitik 
kann heute eigentlich nur 
mehr gegen die SPÖ (und 
die anderen bürgerlichen 
Parteien) funktionieren. 
Die Fragen darüber, wel-
che Gewerkschaft wir 
wollen, nach einer kämp-
ferischeren Politik, nach 
demokratischen Struktu-
ren wird ein wichtiger Be-
standteil im Formations-
prozess in Österreich sein. 

Auch die Entwicklung� von 
Klassenkämpfen, von 
Klassenbewusstsein und 
Protesten gegen die an-
dauernde Kürzungspoli-
tik, ist wichtig in diesem 
Neuformierungsprozess. 
Viele Menschen wollen 
sich wehren, sie suchen 
nicht nur eine Wahlalter-
native sondern auch einen 
Rahmen zum aktiv wer-
den. Es wird nicht reichen, 
wenn eine prominente 
Person einen Aufruf star-
tet. Politik wird nicht von 
Promis gemacht, sondern 
von vielen Menschen, die 

Der Weg zu einer neuen Partei für 
ArbeiterInnen und Jugendliche

Die ArbeiterInnenklasse hat 
durch die Verbürgerlichung 
der SPÖ keine Partei mehr.

Aus den internationalen 
Erfahrungen lernen
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% der gültigen Stimmen bei Nationalrats- bzw. Bundestagswahlen.  
Ö: KPÖ/FPÖ, D: LINKE/DVU+REP+NPD, Quelle: slp.at/q208
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Der Begriff „ArbeiterInnenpartei“� führt immer wieder zu 
Missverständnissen. Im marxistischen Sinne zählen 
alle zur ArbeiterInnenklasse, die nichts zu verkau-
fen haben als ihre Arbeitskraft. Also alle, die abhängig 
beschäftigt sind, sowie alle die es einmal sein werden 
oder waren. Das umfasst auch die meisten SchülerIn-
nen und Studierende, sowie Erwerbslose und Pensio-
nistInnen. Damit ist auch klar, dass es noch eine Ar-
beiterInnenklasse gibt, auch wenn diese sich selber 
zur Zeit nicht unbedingt als „eine Klasse“sieht. Das 
hängt auch damit zusammen, dass es eben keine Par-
tei gibt, die die Interessen der ArbeiterInnen als Klas-
se vertritt.

Der Klassencharakter einer Partei ist von einer Rei-
he von Faktoren bestimmt, die in ihrer Gesamtheit, 
ihrer Wechselwirkung und in ihrer Entwicklung be-

trachtet werden müssen. Berücksichtigt werden muss 
Geschichte und Tradition, ihr Programm, ihre Poli-
tik, ihre Mitglieder-, FunktionärInnen- und Wähle-
rInnenbasis, ihre Verbindung zu den Gewerkschaf-
ten und nicht zuletzt, wie sie von der ArbeiterInnen-
klasse selbst gesehen wird. Die FPÖ mag zwar von Ar-
beiterInnen gewählt werden, aber ihre Mitglieder und 
FunktionärInnen sind in erster Linie UnternehmerIn-
nen, aus der Mittelschicht oder aus sozial deklassier-
ten Schichten. Sie hat keine Massenbasis in der Arbei-
terInnenklasse was ihre Mitgliedschaft betrifft und sie 
betreibt Politik gegen ArbeiterInnen. Auch bürgerliche 
Parteien sind auf die Stimmen von ArbeiterInnen ange-
wiesen – weil die ArbeiterInnenklasse heute die Mehr-
heit der WählerInnenschaft stellt. Das alleine macht sie 
aber noch nicht zu ArbeiterInnenparteien. 

Die SPÖ zwar hat eine besondere Geschichte, weil 
sie als ArbeiterInnen-Massenpartei aus der Arbeiter
Innenbewegung entstanden ist. Aber heute sind ihre 
Sektionen leer und überaltert, und eine SPÖ-Regierung 
setzt Politik gegen die ArbeiterInnenklasse um. Vor al-
lem wird sie von den ArbeiterInnen nicht mehr als ih-
re Partei gesehen. Der Gewerkschaftseinfluss ist in den 
1990er Jahren immer mehr zurückgedrängt worden, 
dafür wirkt die Verbindung zur SPÖ für die Gewerk-
schaften wie eine Fessel im Kampf. Auch der Gewerk-
schaftseinfluss der US-Demokraten alleine macht die-
se noch nicht zu einer ArbeiterInnenpartei. Es reicht 
eben nicht nur ein Faktor zur Charakterisierung.

Friedrich Engels erklärte 1881 in dem Artikel „Eine 
Arbeiterpartei“warum die ArbeiterInnenklasse ei-
ne eigene Vertretung braucht und warum bürgerliche 
Parteien nicht die Interessen der ArbeiterInnen ver-
treten können:

„Konservative, Liberale, Radikale - sie alle ver-
treten nur die Interessen der herrschenden Klas-
sen und die verschiedenen Schattierungen der An-
sichten, die unter den Grundbesitzern, Kapitalis-
ten und Kleinhändlern vorherrschen. Wenn sie die 
Arbeiterklasse vertreten, vertreten sie sie ganz be-
stimmt falsch und schlecht. Die Arbeiterklasse hat, 
politisch wie sozial, ihre eigenen Interessen. Wie sie 
für das eintritt, was sie als ihre sozialen Interessen 
betrachtet, das zeigt die Geschichte der Trade-Uni-
ons und der Bewegung für die Verkürzung der Ar-
beitszeit…(Aber) seit nahezu einem Vierteljahrhun-
dert hat sich die Arbeiterklasse Englands damit be-
gnügt, sozusagen das Anhängsel der „Großen Libe-
ralen Partei“zu bilden.“	 Laura Rafetseder

Was ist eine ArbeiterInnen-
partei – und was reicht nicht?

Marx aktuell

sich für ein gemeinsames 
Ziel zusammenschlie-
ßen. Prominente können 
eine gewisse Öffentlich-

keit und einen Kristalli-
sationspunkt schaffen – 
aber niemals ein Ersatz 
für die Bewegungen sein. 
Bewegungen wie jene ge-
gen Acta, gegen die Vor-
ratsdatenspeicherung, ge-
gen den Demokratieabbau 
können ein wichtiger Teil 
in so einem Formierungs-
prozess sein. Auch den 
Protesten gegen Abschie-
bungen und rassistische 
Politik kommt gerade in 
Österreich, mit einer star-
ken FPÖ und aggressivem 
staatlichen Rassismus, ei-
ne zentrale Rolle zu. 

Aus den internationalen� Er-
fahrungen können wir 
viel lernen: 
1)� Eine neue Formation 
muss aktiv und kämpfe-
risch sein. Sie beschränkt 
sich nicht aufs Kommen-
tieren, sondern greift in 
Kämpfe ein bzw. initiiert 
diese auch. Viele der neu-
en Formationen machen 
den Fehler, dass sie sich 
auf Wahlen und Kandi-
daturen beschränken. Die 
Wahlebene ist wichtig. 
Doch Politik wird eben 
nicht nur in Parlamenten 
oder Landtagen/Gemein-

deräten gemacht. Die zen-
tralen politischen Fragen 
werden durch Bewegun-
gen in den Betrieben und 

auf der Straße entschie-
den. Eine neue Formation, 
die neben den real statt-
findenden Kämpfen steht 
und nicht Teil davon ist, 
wird eine Randerschei-
nung bleiben. 
2)� Eine neue Formation 
braucht demokratische 
Strukturen, in sich denen 
Individuen ebenso wie 
existierende Organisati-
onen einbringen können. 
Wir schlagen Strukturen 
vor, bei denen gewählte 
VertreterInnen jederzeit 
auch wieder abgewählt 
werden können und um-
fassend Rechenschaft ab-
geben müssen. Wir leh-
nen jede Form von Pri-
vilegien ab: Beschäftigte 
oder MandatarInnen einer 
Partei sollten nicht mehr 
verdienen, als ein Durch-
schnittsgehalt. 
3)� Das Programm ist von 
zentraler Bedeutung. Es 
reicht nicht, die Banken 
zu „retten“, also ihnen 
unser Geld zu geben damit 
sie weitermachen kön-
nen wie bisher. Es ist auch 
kein Naturgesetz, dass 
„wir“ die Schulden zahlen 
„müssen“. Richtiger ist es 
vielmehr, diese Schulden 

bei nationalen und inter-
nationalen Banken nicht 
zu bezahlen. Eine neue 
Formation darf sich daher 

nicht auf eine Kritik ka-
pitalistischer Auswüch-
se beschränken, sondern 
muss den Kapitalismus an 
sich in Frage stellen. Bleibt 
sie in der kapitalistischen 
Logik verhaftet, findet sie 
sich rasch bei der Legiti-
mierung von Sozialabbau 
wieder. 

Auch wenn� der Formie-
rungsprozess einer neu-
en ArbeiterInnen-Par-
tei nicht nur vom Willen 
der AkteurInnen abhängt 
können wir doch viel tun: 
Die Idee für eine neue Ar-
beiterInnen-Partei ver-
breiten. Soziale Bewegun-
gen und Arbeitskämp-
fe unterstützen und initi-
ieren. Den Kampf in den 
Gewerkschaften für einen 
kämpferischen Kurs und 
demokratische Struktu-
ren führen. Ein sozialis-
tisches Programm für die 
aktuellen Probleme ent-
wickeln. Und aus den in-
ternationalen Entwick-
lungen lernen. Also die 
Grundlagen vorbereiten 
für den Formierungspro-
zess einer neuen Arbeiter
Innen-Partei.

Sonja Grusch

Der Weg zu einer neuen Partei für 
ArbeiterInnen und Jugendliche

Eine neue Partei muss demokratisch 
und kämpferisch sein und braucht 
ein sozialistisches Programm!

  

Eine Broschüre der Sozialistischen LinksPartei

Wozu braucht es ein neue ArbeiterInnenpartei? 

Beispiele u.a. aus Irland, Brasilien, Griechenland, ...

5 Jahre DIE LINKE in Deutschland 

Was zeichnet eine ArbeiterInnenpartei aus? 

Welches Programm in Zeiten der Krise? 

Mythen und Märchen über die SPÖ 

Die SLP und die neue ArbeiterInnenpartei

Wozu braucht es ein neue ArbeiterInnenpartei? Beispiele 
u.a. aus Irland, Brasilien, Griechenland, ...5 Jahre DIE LINKE 
in Deutschland Was zeichnet eine ArbeiterInnenpartei aus? 
Welches Programm in Zeiten der Krise? Mythen und Märchen 
über die SPÖ Die SLP und die neue ArbeiterInnenpartei

€ 5,– inkl. Porto
Broschüre, 36 Seiten, DIN A5, geheftet
Bestellungen auf www.slp.at
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Eine doppelte Aufgabe für 
SozialistInnen von heute
Die SLP� hat heute eine 
„doppelte Aufgabe“: der 
Aufbau einer revolutio-
nären Partei, der SLP, und 
der Aufbau einer neu-
en ArbeiterInnen-Par-
tei. Zweiteres werden wir 
nicht alleine bewerkstel-
ligen.

Wir sind davon über-
zeugt, dass schon die pu-
re Existenz einer neuen 
ArbeiterInnen-Partei ein 
Fortschritt für die Arbei-
terInnenklasse ist. In den 
letzten Jahren gab es ver-
schiedene Klassenkämp-
fe und soziale Bewegun-
gen in Österreich: Streiks 
gegen die Pensionsreform 
2003, Proteste gegen die 
Spitalsreform in Oberös-
terreich und in der Stei-
ermark gegen das Spar-
paket 2011, der wachsen-
de Widerstand gegen die 
unmenschliche Abschie-
bepolitik und die Hetze 
der FPÖ. All diese Bewe-
gungen hätten wesentlich 
größere Erfolge erzielen 
können, wenn sie einen 
politischen Bündnispart-
ner gehabt hätten, eine 
ArbeiterInnen-Partei die 
diese Kämpfe auch ver-

bunden und auf eine hö-
here Stufe gestellt hätte.

Wir wissen heute nicht, 
wie die neue Formation, 
die auch in Österreich ent-
stehen wird, aussieht, wel-
che Kräfte darin sein wer-
den, wie sie sich entwi-
ckeln wird. Die SLP wird 

sich an diesem Prozess auf 
jeden Fall beteiligen. 

MarxistInnen sind keine 
unbeteiligten Kommenta-
torInnen am Straßenrand, 
sondern kämpfen aktiv 
für den Erfolg jeder Be-
wegung und jedes Streiks. 
Darum ist unser Kampf 
für eine revolutionäre Ver-
änderung immer mit den 
tagesaktuellen Kämpfen 
verbunden. Nur so kön-
nen wir Menschen von der 
Richtigkeit unserer Me-
thoden überzeugen. Es 
wird in einer solchen neu-
en Partei Debatten über 
Programm und Strategie 
geben. Wir treten für ei-
ne revolutionäre sozialisti-
sche Ausrichtung ein– und 
versuchen unsere Mitstrei-
terInnen in den konkreten 
Kampagnen wie auch in 
grundsätzlichen Diskussi-
onen davon zu überzeugen.

Wir sind aber auch 
überzeugt, dass eine sol-
che neue Partei letztlich 
die Überwindung des Ka-
pitalismus als Ziel haben 
muss um gerade aktu-
ell in Zeiten der Krise, wo 
der Raum für reformisti-
sche Versuche immer en-

ger wird, eine echte Alter-
native zu sein. Dafür muss 
sie aktiv kämpfen, das 
Ziel darf nicht zu bloßen 
Sonntagsreden verkom-
men. Damit eine neue Ar-
beiterInnenpartei ein sol-
ches Programm hat und 
unter dem enormen Druck 
auch beibehält, brauchen 
neue politische Forma-
tionen ein marxistisches 
Rückgrat. Beispiele wie 
die NPA und die SSP zei-
gen, dass das Fehlen ei-
nes solchen Rückgrats 
rasch zur Verwässerung 
des Programms führt. Wir 
sehen unsere Aufgabe als 
SLP nicht nur darin, ei-
ne solche neue Arbeiter
Innen-Partei (mit) aufzu-
bauen, sondern auch da-
rin, dieses Rückgrat zu 
stellen und aufzubauen. 
Wir kämpfen auch dafür, 
dass die neuen Formati-

onen ein ganz konkretes 
sozialistisches Programm 
haben, eine sozialisti-
sche Perspektive und ei-
ne revolutionäre Strategie. 
Denn für die Durchset-
zung einer sozialistischen 
Gesellschaft braucht es ei-
ne revolutionäre Umwäl-
zung. Eine solche Um-
wälzung ist jedoch nur 
möglich, wenn eine revo-
lutionäre ArbeiterInnen-
Partei existiert, die die 
Unterstützung der breiten 
Mehrheit der ArbeiterIn-
nen hinter sich hat.

Die SLP� ist diese neue Ar-
beiterInnen-Partei nicht 
– auch wenn wir die ent-
schlossensten und enga-
giertesten KämpferInnen 
FÜR diese neue Formation 
sind. Wir möchten alle, die 
mit uns übereinstimmen 
einladen, der SLP beizu-
treten. Komm zu einer 
unserer Ortsgruppen und 
beteilige Dich an Diskus-
sionen. Nimm an unseren 
Aktionen teil. Die SLP ist 
die einzige Organisation 
in Österreich, die die For-
derung nach einer neuen 
ArbeiterInnenpartei kon-
sequent vertritt. Je mehr 
aktive Mitglieder wir ha-
ben, desto mehr können 
wir dieser Forderung Ge-
hör verschaffen. Je stärker 
wir sind, je verwurzel-

ter wir in Betrieben und 
Stadtvierteln sind, desto 
erfolgreicher können wir 
dafür kämpfen, dass neue 
politische Formationen zu  
revolutionären sozialisti-
schen ArbeiterInnenpar-
teien werden.

Die SLP lebt von der Ak-
tivität ihrer Mitglieder. 
Wir haben keinen großen 
bürokratischen Apparat. 
Wir sind finanziell un-
abhängig. Wir finanzie-
ren uns allein durch Mit-
gliedsbeiträge und Spen-
den. Wir sind stolz da-
rauf, eine sozialistische 
Monatszeitung zu produ-
zieren, mit der wir in De-
monstrationen, Streiks 
und andere Kämpfe in-
tervenieren können. Die-
se Zeitung wird nicht von 
bezahlten JournalistIn-
nen, sondern von norma-
len Menschen geschrie-
ben, die selber an Kämp-
fen beteiligt sind. Eine so-
zialistische Gesellschaft 
kann nur international er-
kämpft werden, deshalb 
sind wir Teil einer inter-
nationalen marxistischen 
Organisation: Dem Ko-
mitee für eine Arbeiter
Inneninternationale, das 
auch international für den 
Aufbau neuer ArbeiterIn-
nen-Parteien kämpft.

Christian Bunke

Die SLP und eine neue ArbeiterInnenpartei 
aufbauen: Wie passt das zusammen?
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Internationale Protesttage
in Frankfurt am Main

Aus ganz Europa� wird für 
die internationalen Pro-
testtage in Frankfurt 
vom 16.-19. Mai mobi-
lisiert. An diesen Tagen 
finden Aktionen und De-
mos gegen das Spardik-
tat der Troika vor einem 
ihrer Sitze, der EZB, statt. 
Auch aus Österreich 
wird mit Bussen mobili-
siert. Fahr mit uns nach 
Frankfurt!

 

 
Infos und Anmeldung  
unter slp@slp.at oder 
blockupy-wien@riseup.net 

Jugend

Termin des Monats

Seit 1961� ist der Konsum 
& Besitz von Marihua-
na praktisch weltweit ver-
boten. Dahinter stecken 

wirtschaftliche Interessen: 
Harry J. Anslinger, Kopf 
des „Federal Bureau Of 
Narcotics“ & Lobbyist des 
Chemiekonzerns „DuPont“ 
begann in den 30er Jahren 
eine rassistische Hetzkam-
pagne gegen die „mexika-
nische Mörderdroge Ma-
rihuana“. 1937 wurde das 
Verbot beschlossen. Hin-
tergrund: DuPonts Nylon-
faser konnte nicht mit der 
Hanffaser konkurrieren. 
1961 wurde auf Anslingers 

Initiative in der UNO Hanf 
mit Opiaten gleichgestellt. 
Später gab er zu, dass seine 
Kampagnen gegen Marihu-

ana vor allem Rechtsextre-
men genutzt haben. Dank 
der Kriminalisierung kann 
die Pharmaindustrie  syn-
thetische THC-Präparate 
teuer verkaufen. Zehntau-
sende werden auch in Ös-
terreich für Profitinteres-
sen kriminalisiert.

Legalisierung darf nicht 
so aussehen wie bei Alko-
hol, Nikotin, Kaffee oder 
Red Bull: Durch Arbeitslo-
sigkeit, Armut oder Stress 
in Arbeit & Schule stehen 

immer mehr Menschen 
unter Druck und betäuben 
sich. Werbungen fördern 
diesen Trend und gehö-

ren verboten. Mit Sucht-
mitteln darf kein Profit ge-
macht werden, Produktion 
& Abgabe müssen verge-
sellschaftet werden.

Um einen Vernünfti-
gen Umgang mit Dro-
gen sicherzustellen müs-
sen die Ursachen für den 
Missbrauch dauerhaft be-
kämpft, also der Kapita-
lismus, der Menschen ein 
Leben ohne Perspektiven 
aufzwingt, gestürzt wer-
den. 	 Flo Klabacher

Legalize! Aber wie?

Durch Perspektivlosigkeit werden Drogen im 
Kapitalismus vom Genuss- zum Suchtmittel

Am 22. März� gingen in 
Montreal, Kanada, über 
200.000 Studierende ge-
gen eine Erhöhung der 
Studiengebühren, bean-
tragt von der liberalen Re-
gierung unter Jean Cha-
rest, auf die Straße. Die 
geplante Erhöhung be-
läuft sich auf satte 75%. 
Sie würde Studierende 
aus ArbeiterInnenfamili-
en (die ihr Studium heute 
bereits mit durchschnitt-
lich knapp 11.000 Euro 
Schulden beenden) hart 
treffen, wenn nicht so-
gar zur Gänze vom Zugang 
zur Universität abschnei-
den. Laut einem Flugblatt 
der Alternative Socialiste 
(CWI in Quebec) befinden 
sich derzeit über 215.000 
StudentInnen auf unbe-
stimmte Dauer im Gene-
ralstreik. Die Regierung 
argumentiert, dass hin-
reichende finanzielle Mit-
tel für die Bildung fehlen 
würden, weswegen die 
Studierenden dieses De-
fizit durch Gebühren aus-
gleichen müssten. Sie ver-
liert allerdings kein Wort 
über Universitätsrekto-
rInnen, die zum Teil Ge-
hälter jenseits der 230.000 
Euro im Jahr beziehen. Sie 
unternimmt auch nichts 
gegen die Steuerhinterzie-
hung, durch die dem Staat 
durchschnittlich fast zwei 
Milliarden Euro jährlich 
verloren gehen. 

Es gab mehrere Versuche 
von Seiten der Regierung, 
die streikenden Studen-

tInnen in Misskredit zu 
bringen. Sie würden „ih-
ren Beitrag an der Gesell-
schaft nicht leisten“ und 
wären daher im Unrecht. 
Hinter den Kulissen zeigt 
sich jedoch, dass mit allen 
Mitteln versucht wird, die 
DemonstrantInnen einzu-
schüchtern. So kam Pfef-
ferspray gegen friedliche 
DemonstrantInnen zum 
Einsatz, im Stadtzentrum 
von Montreal wurden die 
Streikenden von der Po-
lizei sogar mit Granaten 
beworfen, wobei Fran-
cis Grenier, ein Student, 
schwer verletzt wurde. All 
diesen Einschüchterungs-
versuchen des Staatsappa-
rates zum Trotz bleiben die 
StudentInnen standhaft. 
Ein Sieg der Demonstran-
tInnen und ein Nachgeben 
des Staates wäre ein wei-
terer Meilenstein in der 
Geschichte der StudentIn-
nenbewegungen von Qué-
bec. Schon zwei Mal (1996 
und 2005) war die Regie-
rung gezwungen, die ge-
planten Erhöhungen der 
Studiengebühren auf-
grund von Protesten zu-
rückzuziehen. Die Stu-
dentInnenbewegung in 
Quebec ist ein großartiges 
Beispiel dafür, wie Mas-
senproteste gegen staatli-
che Repression, Kürzun-
gen und Gebühren aus-
sehen können und sollte 
hierzulande ebenfalls zur 
Aktivität anregen.

	 Max Grois

Studierende in
Québec wehren sich

Linke sind Freiwild?
Am 16.4.� kam es zu einem 
WEGA-Einsatz: ein ran-
dalierender Nazi hatte die 
Polizei direkt mit Mes-
ser und Kampfhund atta-
ckiert. Am 12.3. hatte der 
gleiche Nazi ein Mitglied 
der SLP angegriffen. Auch 
ihn hatte er mit Hund und 
Messer bedroht. Keine Po-
lizei kam zu Hilfe. Nach 
der Anzeige wurde dem 
SLPler vermittelt, da sei 
nicht viel zu machen, er 
sei eben nicht schwer ge-
nug verletzt gewesen (nur 
zwei Tage arbeitsunfähig). 

Dass der Nazi� nun doch 
verhaftet wurde – wohl 
auch wegen des Angriffs 
auf den SLPler – ist gut. 
Aber ein Einzelfall. Denn 
immer wieder berichten 
uns v.a. Jugendliche von 
Gewalt von Nazis, die von 
der Polizei nicht ernst ge-
nommen wird. 

Viele Nazi-Delikte� landen 
als „unpolitisch“ nicht 
einmal in der Statistik, 
ihre Hetze bleibt sowieso 
meist ungestraft.

Gut? Böse?
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DIE LINKE: Fünf Jahre 
nach ihrer Gründung

Vor fünf Jahren,� als DIE 
LINKE aus der Fusion von 
WASG und Linkspartei.
PDS entstand, galt sie als 
Erfolgsstory. Die Partei 
zog in Landesparlamen-
te ein, setzte mit ihren 
Forderungen nach Trup-
penabzug aus Afghanis-
tan, der Abschaffung von 

Hartz IV und der Einfüh-
rung eines gesetzlichen 
Mindestlohns die ande-
ren Parteien gehörig un-
ter Druck. Heute stagniert 
die Partei. Weniger Leute 
treten bei, die Treffen sind 
schlechter besucht und in 
der Öffentlichkeit werden 
v.a. die Personaldebat-
ten wahr genommen. Im 
Vergleich zur letzten Bun-
destagswahl (11,9 %) ist 
DIE LINKE in Umfragen 
auf sieben Prozent gefal-
len. Dabei müsste sie doch 
von der zunehmenden so-
zialen Ungerechtigkeit, 
der kapitalistischen Krise, 
Bewegungen wie occupy 
und einer schwächelnden 
Bundesregierung profitie-
ren. Was ist passiert?

Als Erklärungen� werden 
Personalquerelen und dass 
die bürgerlichen Medien 

weniger über DIE LINKE 
berichten als über andere 
Parteien, genannt. Auch 
die ökonomische Sonder-
entwicklung Deutsch-
lands und das Ausblei-
ben großer sozialer und 
betrieblicher Kämpfe, in 
denen die LINKE ein Be-
zugspunkt hätte werden 

können, verkomplizieren 
die Lage. Doch all dies ist 
nicht Kern des Problems. 

Die Ursache ist, dass sie 
seit ihrer Fusion zwei Par-
teien in einer ist. Während 
der Flügel um das Forum 
demokratischer Sozialis-
mus (FdS) eine Annähe-
rung an SPD und Grüne 
durchsetzen möchte und 
das auch in der Koalition 
mit der SPD in Branden-
burg praktiziert, setzt die 
Parteilinke auf Oppositi-
on zu den etablierten Par-
teien und lehnt eine Re-
gierungsbeteiligung ab. 
Während die Kräfte des 
FdS den Einsatz der Bun-
deswehr im Einzelfall 
durchsetzen wollen, lehnt 
die Parteilinke Ausland-
seinsätze bedingungslos 
ab. Diese unvereinbaren 
Positionen wurden durch 
die Erfolge der Partei nach 

der Fusion überdeckt. 
Mit den ersten Krisener-
scheinungen sind die alten 
Konflikte wieder aufge-
brochen. Doch statt sie in-
haltlich auszudiskutieren, 
werden „Kompromisse“ 
geschlossen, um die Ein-
heit der Partei nicht zu ge-
fährden. Dann werden die 

Differenzen über Perso-
naldebatten ausgefochten.

Die Strömung� Antikapi-
talistische Linke (AKL) 
schrieb vor kurzem, dass 
DIE LINKE zu „einer so-
zialistischen Massenpar-
tei“ werden müsse. SAV-
Mitglieder teilen dieses 
Ziel und sind der AKL bei-
getreten. DIE LINKE ist 
bei allen Unzulänglich-
keiten der Ansatzpunkt, 
eine solche Partei auf-
zubauen. Sie ist die ein-
zige Partei, die im Bun-
destag gegen die Banken-
rettungspakete gestimmt 
hat, die Schuldenbrem-
se ablehnt und sie ist die 
wesentliche Oppositions-
partei. Ihre Existenz ist 
ein wichtiger Grund da-
für, dass in Deutschland 
keine rechtspopulistische 
Kraft Erfolge bei Wah-

len auf Bundesebene er-
zielen konnte. Die LINKE 
ist zudem eine Partei, die 
zumindest den Anspruch 
vertritt, abhängig Be-
schäftigte und Erwerbslo-
se zu vertreten. 

Nun können die Piraten 
trotz inhaltlicher Schwä-
chen als angebliche Pro-
testpartei punkten, weil 
DIE LINKE von vielen als 
linkes Korrektiv und nicht 
als grundlegend ande-
re Partei wahrgenommen 
wird.

In den letzten Jahren war 
sie selten ein vorwärtstrei-
bender Teil von Bewegun-
gen, sondern eher Zaun-
gast. Stattdessen hat sich 
eine starke Orientierung 
auf die Parlamente durch-
gesetzt. Dabei vergisst so 
mancheR, dass grundle-
gende Verbesserungen im 
Interesse der Mehrheit der 
Bevölkerung immer durch 
gesellschaftlichen Druck 
und Kämpfe durchgesetzt 
wurden und nicht durch 
geschicktes Taktieren im 
Parlament.

Die Partei hat sich 2011 
ein Grundsatzprogramm 
gegeben, das antikapitalis-
tische Positionen vertritt. 
Das drückt die Stimmung 
an der Basis und die Stär-
ke des linken Flügels aus. 
Doch die Versuche von Tei-
len der Partei, sie auf Re-
gierungsbeteiligungen mit 

pro-kapitalistischen Par-
teien einzuschwören, set-
zen sich fort. Eine sol-
che Regierungsbeteiligung 
mit der SPD hat in Berlin 
2002-11 zu Privatisierung 
von Wohnraum, Sozialab-
bau und Arbeitsplatzver-
nichtung im Öffentlichen 
Dienst geführt. Die LINKE 
Berlin büßte an Glaubwür-
digkeit ein und verlor mehr 
als die Hälfte der Stimmen.

Die LINKE� wird nur kom-
promisslos für die Inter-
essen von Arbeitern, An-
gestellten und Erwerbs-
losen kämpfen können, 
wenn sie die kapitalisti-
schen Sachzwänge ab-
lehnt. Sonst landet sie bei 
einer Politik des „kleine-
ren Übels“. 

Die Auseinanderset-
zung zwischen den ver-
schiedenen Flügeln wird 
sich verschärfen. Die Fra-
ge wer der/die neue Par-
teivorsitzendeR wird, ist 
nicht unwichtig. Die Par-
teilinke sollte aber v.a. ei-
ne politische Bilanz ziehen 
und DIE LINKE auf einen 
kämpferischen, sozialis-
tischen Kurs einstimmen.

Lucy Redler,  
CWI Deutschland
www.sozialismus.info
�Lucy ist Mittglied der LINKE und 
der Strömung AKL sowie SAV-Bun-
dessprecherin (deutsche Schwes-
terorganisation der SLP)

Die Krise in der Eurozone und die Schwäche der  
Regierung erhöhen den Druck auf DIE LINKE.
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Der Wahlerfolg� der Oppo-
sitionsführerin Aung San 
Suu Kyi in Burma wieder-
holt ein Phänomen, das 
wir auch schon in Sri Lan-
ka, Indien, Pakistan und 

Indonesien gesehen ha-
ben. In Gesellschaften, in 
denen Frauenrechte nicht 
viel wert sind, stehen 
Frauen als Symbolfiguren 
der Opposition bzw. kom-
men an die Macht. Doch an 
der Situation der Millionen 
unterdrückter Frauen än-
dert das nichts. Chand-
rika Kumaratunga, Indi-
ra Ghandi, Benazir Bhutto 
und Megawati Sukarnopu-
tri waren genau wie Aung 
San Suu Kyi Vertreterin-

nen der herrschenden 
Klasse von Großgrundbe-
sitzerInnen und Kapitalis-
tInnen. Die Besitz- und Ei-
gentumsverhältnisse ha-
ben sie kaum angegriffen 

und damit an der katast-
rophalen sozialen Situati-
on der absoluten Mehrheit 
der Frauen in dieser Re-
gion, die in Armut leben, 
nichts geändert. 

Bezeichnet dafür auch 
das Treffen zwischen der 
„Lady“ aus Burma und 
US -Au s s e n m i n i s te r i n 
Hillary Clinton im No-
vember 2011. Das westli-
che Kapital sieht in dem 
56 Millionen Menschen 
Land eine goldene Mög-

lichkeit. Die Frauen wer-
den wenig davon haben. 
Dafür braucht es Bäuerin-
nen, Arbeiterinnen und 
Gewerkschafterinnen, die 
die Verteilung des Landes 

an seine BewohnerInnen 
fordern. Die für ordent-
liche Löhne und ein En-
de der Ausbeutung kämp-
fen. So können Kastenwe-
sen, Witwenverbrennung, 
Zwangsehen, religiöser 
Fundamentalismus und 
Armut beseitigt werden. 
Echte Demokratie bedeu-
tet, dass Menschen selbst 
über die von ihnen ge-
schaffenen Werte ent-
scheiden können!

Sonja Grusch

Reiche Frauen  – Reiche Männer

„Polizeiwagen-Demokratie“

Asien: Frauen an der Spitze der Opposition 
– doch stehen sie für Fraueninteressen?

Uni-Proteste

�Die Wahlen in Frankreich 
brachten eine starke Po-
larisierung mit Überra-
schungserfolgen für die 
rechtsextreme Le Pen, 
aber auch für den Links-
front-Kandidaten Mélen-
chon. Vorwärts sprach mit 
Tiphaine Soyez, Aktivistin 
von Gauche Revolution-
naire (CWI Frankreich).

V:� Wie groß war der rea-
le Unterschied zwischen 
Hollande und Sarkozy?

TS:� Programmatisch un-
terschieden sie sich nicht 
wirklich – Beide sind 
grundsätzlich bereit, die 
von der EU geforderten 
Sparmaßnahmen durch-
zuführen. Beide waren 
sich darüber einig, die 
Schulden zu reduzieren 
und zu kürzen.

V:� Was bedeutet die massive 
Unterstützung für Le Pen?

TS:� Le Pen präsentierte sich 
primär als Alternative zu 
den etablierten Parteien 
und zur undemokratischen 
EU. Das brachte ihr ein 
„soziales“ Profil. Das ver-
band sie dann mit der typi-
schen rassistischen Hetze. 
In Wahrheit ist ihr Pro-
gramm gegen die Arbeite-
rInnenklasse ausgerichtet. 
Sie fordert z.B. die Senkung 
des Mindestlohns und stellt 
sich gegen Streiks. Wir sa-
gen, dass Attacken auf 
MigrantInnen auch den 

französischen ArbeiterIn-
nen nicht helfen.

V: �Was steckt hinter dem 
Erfolg des linken Kandi-
daten Mélenchon?

TS:� Er konnte mit lin-
ken und sozialen Forde-
rungen, wie der nach der 
Verstaatlichung des Ener-
giesektors, viel Unter-
stützung gewinnen. Aber 
er griff den Kapitalismus 
nicht ernsthaft an. Er rief 
zwar zu einer „Revoluti-
on“ auf, doch verband er 
diese Phrase nicht mit ei-
ner konkreten Alternati-
ve. Die Leute sollten ihn 
wählen, dann würde das 
schon werden.

V:� Was sind nun die Auf-
gaben der Linken?

TS:� Der Erfolg von Mélen-
chon zeigt die Möglich-
keiten für eine konse-
quente linke Kraft auf. 
Aber die Front de Gauche 
ist nur ein Bündnis der KP 
und einer Abspaltung der 
Sozialdemokratie, keine 
AktivistInnenorganisati-
on. Das Scheitern der NPA 
hat den Prozess für die 
Formierung einer neuen 
Linken zurückgeworfen. 
Aber die Ausweglosig-
keit der etablierten Politik 
und die Gefahr von Rechts 
machen eine neue Arbei-
terInnenpartei, die soziale 
Kämpfe aktiv unterstützt, 
bitter notwendig. 

Frankreich: Erfolge 
für links & rechts

In Sri Lanka� geht das Re-
gime brutal gegen Linke 
vor. Im Anschluss an den 
Gründungskongress einer 
neuen linken Partei, der 
FSP, wurden zwei führen-
de AktivistInnen durch 
die Polizei entführt. Der 
Vorsitzende der United 
Socialist Party (CWI in Sri 
Lanka) reagierte prompt 
und ein Treffen um So-
lidarität zu organisieren 
fand statt. Daran nahmen 
neben der Presse, die we-
sentlichen Nicht-Regie-
rungsparteien und -Or-

ganisationen, AnwältIn-
nen und Gewerkschaf-
terInnen teil. Menschen 
aus beiden Volksgruppen 
(SinghalesInnen und die 
unterdrückten TamilIn-
nen) nahmen an den Pro-
testen im In- und Ausland 
teil. Durch diese Aktio-
nen und die internationa-
le Kampagne, wurde die 
Regierung schließlich ge-
zwungen, die AktivistIn-
nen freizulassen.

www.lankasocialist.com
www.tamilsolidarity.org

In Indien� werden die Uni-
versitäten weiter privati-
siert und einige Stipendi-
en gekürzt. Dies betrifft 
v.a. Angehörige der unte-
ren Kasten und drängt sie 
aus der höheren Bildung. 
Dagegen hat eine linke 
StudentInnenorganisati-
on, an der sich auch New 
Socialist Alternative (CWI 
in Indien) beteiligt, in Pu-
ne zum Protest aufgeru-
fen. 400 nahmen am fünf 
Kilometer langen Marsch 
durch die Stadt teil. 

www.socialism.in

Rechtsextreme scheitern
Schweden:� In einem� Arbei-
terInnenvorort bei Göte-
borg stellten sich 1.000 An-
tirassistInnen einer nur 100 
Mann starken Demonstra-
tion faschistischer Grup-
pen entgegen. Die Gegen-
demonstration wurde von 
Rättvisepartiet Socialis-
terna (CWI in Schweden) 
organisiert und Teil ei-
ner intensiven Kampagne 
mit Auftritten in TV, Radio 
und Zeitungen. Stefan Berg 
(RS) erklärte in seiner Rede: 

„Die antirassistische Bewe-
gung muss Hand in Hand 

mit dem Kampf gegen die 
rechte Politik gehen - mit 
klaren Slogans gegen Kür-
zungen und politische An-
griffe!“ Die Rechtsextre-
men versuchen, Jugend-
gewalt als „Ausländerpro-
blem“ darzustellen. Doch 
wir sagen, die schlechte 
soziale Lage führt zu Pers-
pektivenlosigkeit. RS setzt 
sich schon länger für eine 
bessere Wohnungssitua-
tion, Geld für Bildung und 
sichere Jobs ein. 

www.socialisterna.org

Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)
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Wo können sozialistische 
Jugendliche aktiv werden?

Seit über 20 Jahren� ver-
schärft sich die strukturelle 
Krise und inhaltliche Ori-
entierungslosigkeit der So-
zialdemokratie. Bedarf es 
ihrer also nicht mehr? Oder 
ist es höchste Zeit, wieder 
eine starke linke Sozialde-
mokratie aufzubauen? 

Aus meiner Sicht ist es 
kaum eine andere Par-
tei mehr Wert, um sie zu 
kämpfen! Nicht nur, aber 
auch wegen ihrer histori-
schen Verdienste: Repub-
likgründung, allgemeines 
Wahlrecht, Betriebsräte- 
und Arbeiterkammerge-
setz, Aufbau des Sozial-
staates, Fristenlösung.... 

Zugegebenermaßen Er-
rungenschaften, deren Re-
alisierung oft lange zu-
rückliegt und die manch-
mal auch selbst wieder 
in Frage gestellt wurden. 
Trotzdem gibt es keine an-
dere Partei, die auch nur 
annähernd so stark bei 
ArbeiterInnen verankert 
ist. Und das ist die grund-
legendste Voraussetzung 
um gesellschaftliche Ver-
änderungen erkämpfen zu 
können. Daher ist es unse-
re feste Überzeugung, dass 
die Sozialdemokratie eine 
Zukunft hat. Wir setzen 1. 
auf eine radikale inhaltli-
che Erneuerung und 2. auf 
eine strukturell-organisa-
torische Reform der Partei. 

Zu 1: Trotz des weltwei-
ten Zusammenbruchs des 
finanzmarktgetriebenen 
Kapitalismus erleben wir 
das befremdliche Überle-
ben des Neoliberalismus. 
Die Wirtschaftskrise war 
eigentlich Wind in den Se-
geln einer starken Linken, 
und hätte der neoliberalen 
Transformation den Rie-
gel vorzuschieben müssen. 

Aber der gesamten Linken 
gelang es nicht, ein klares 
Gegenprogramm zu ent-
werfen. Daher unser Ziel, 
am Parteitag im Herbst den 
Start für eine neue Pro-
grammatik durchzusetzen. 

Zu 2: Wenn die SPÖ 
auch künftig eine tragen-
de Rolle spielen will, muss 
es einen Umbau Richtung 
„Mitmachpartei“ geben. 
Kreiskys legendärer Satz 
„Wir müssen alle Lebens-
bereiche mit Demokra-
tie durchfluten“, gilt heute 
für niemanden so sehr wie 
für die SPÖ.

Die Gesellschaft zu än-
dern, geht nur MIT der Ge-
sellschaft. Dies braucht 
möglichst breite Veranke-
rung in der Bevölkerung 
und Organisierung vor 
Ort. Das Konzept des Aus-
tromarxismus, den Men-
schen „von der Wiege bis 
zur Bahre“ ein anderes Ge-
sellschaftsmodell anzu-
bieten und für die Über-
windung des Kapitalismus 
zu kämpfen, hat nichts an 
Richtigkeit eingebüßt.

Abschließend: Es ist 
jeder/m unbenommen, 
nicht mehr an die SPÖ 
zu glauben und sich an-
derweitig zu organisie-
ren. Wir haben aber jüngst 
gesehen, dass sich das 
Kämpfen für den Kurs-
wechsel lohnt – etwa beim 
Nein zum kleinen Glücks-
spiel, dem Ja zu Vermö-
genssteuern oder bei der 
Einführung von „Wählen 
mit 16“. Das hat uns be-
wiesen: Als rings die Welt 
im Irrtum schlief: Und sie 
bewegt sich doch!

Wolfgang Moitzi ist Vorsit-
zender der Sozialistischen 
Jugend Österreich

Als ich vor fünf Jahren� zum 
ersten Mal auf den Fackel-
zug der Wiener SJ ging, 
wollte ich gegen Rassis-
mus, Sexismus und Bil-
dungsabbau kämpfen – 
ohne wenn und aber. Wie 
viele andere stieß ich auf 
die SJ – als die Organisati-
on, die das meiste Geld hat 
und damit am sichtbars-
ten ist. Was mich irritier-
te: Das SPÖ-Logo auf SJ-
Flyern. Die SPÖ war (und 
ist) für mich eine etablier-
te Partei.

Erfolge� der Vergangenheit 
sind kein Blankoscheck 
für Verbrechen der Ge-
genwart. Schon weil wohl 
kein jugendliches SJ-Mit-
glied die letzte Errungen-
schaft der SPÖ überhaupt 
erlebt hat. Meine Gene-
ration kennt die SPÖ als 
Partei der Gusenbauers 
und Faymanns. Egal ob 
in Koalition, Alleinregie-
rung oder Opposition: Die 
SPÖ stimmt Sparpaketen, 
Bettelverboten und Asyl-
rechtsverschärfungen zu, 
bzw. arbeitet sie aus.

Versuche, die SPÖ nach 
links zu drücken, gab es 
viele. Gelungen davon ist 
kein einziger. Als die Wie-
ner SJ Anfang der 90er 

drohte, unter den Ein-
fluss der marxistischen 
„Vor wä r ts“-St römu ng 
zu fallen, wurde sie von 
Linken gesäubert, Be-
zirksgruppen geschlos-
sen, Hausverbote erteilt. 
Die führenden Köpfe die-
ser Hexenjagd (Wehsely, 
Schieder, Krainer etc.) sit-
zen heute in hohen SP-Po-
sitionen.

Lippenbekenntnisse� zu 
Vermögenssteuern, wie 
wir sie mittlerweile aus 
allen Parteien gehört ha-
ben, als Zeichen für ei-
nen potentiellen „Links-
schwenk“ zu deuten, an 
der SPÖ festzuhalten und 
dabei 30 Jahre neolibera-
le und rassistische Politik 
zu ignorieren ist gefährli-
che Realitätsverzerrung. 
Die SJ gaukelt Jugendli-
chen, die links aktiv sein 
wollen, eine „gewinnba-
re“ SPÖ vor (worauf keinE 
JugendlicheR von sich aus 
kommen würde!) – Schei-
tern, Enttäuschung und 
Entpolitisierung sind vor-
programmiert.

Damals� ausgeschlossene 
„VorwärtslerInnen“ spie-
len heute eine wichtige 
Rolle in der SLP. Sie ha-

ben die Entwicklung der 
letzten Jahrzehnte analy-
siert und kamen zu dem 
Schluss, dass für kon-
sequente linke Politik in 
der SPÖ kein Platz ist. Es 
ist kein angenehmes Ge-
fühl, zu wissen, dass es 
da draußen keine Arbei-
terInnenpartei gibt. Ein-
zusehen, dass neue Orga-
nisationen aufgebaut wer-
den müssen, auch wenn es 
Knochenarbeit ist. Aber es 
führt nichts daran vorbei. 
Es gibt keine wirklich un-
abhängige Vorfeldorgani-
sation oder linke Nische, 
die die Partei zulässt. Wer 
in der SJ aktiv ist, hat die 
Wahl: Sich mit der Zeit 
entradikalisieren und „er-
wachsen“ (also angepasst) 
werden, oder gegen die-
selben Wände immer wie-
der zu laufen und schluss-
endlich aufzugeben. Diese 
Kräfte aber fehlen beim so 
notwendigen Aufbau ei-
ner echten sozialistischen 
Partei für ArbeiterInnen 
und Jugendliche!

Sebastian Kugler ist Jugend-
sprecher der SLP

Angesichts von Krise und Widerstand� ist für viele Jugend-
liche klarer, dass es notwendig ist, sich zu organisie-
ren, wenn man was verändern will. Doch wo? Wir haben 
Wolfgang Moitzi, Vorsitzender der SPÖ-Jugendorgani-
sation SJ, und Sebastian Kugler, Jugendsprecher der SLP, 
um ein Statement ersucht.

Und sie bewegt sich doch!

Und sie bewegt sich doch ... nach rechts!

Anfang der 1980er war die Sozialistische Jugend noch eine Massenorganisation. Außer dem Namen ist nicht viel geblieben.
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Sonntag, 1900 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROSTERREICH

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP-Jugendgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Amerlinghaus’ 
7., Stiftgasse 8 
U2/U3 Volkstheater; Linie 49

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria La Piazza’ 
20., Gaussplatz 7 
Linie 31; Linie 5A

SLP-Unigruppe 
jeweils Donnerstag, 1930 Uhr 
im ‘Café Daun’, Hinterzimmer 
8., Skodagasse 25 
Linie 43, Linie 44; Linie 13A

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im ‘Gasthaus Zypresse’ 
7., Westbahnstraße 35A 
U6 Burggasse; Linie 5

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Kapitalismus bedeutet 
Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch 
eine demokratisch ge-
plante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht 

von Aktienkursen & Pro-
fiten bestimmt wird.

Atomkatastrophen, Öl-
katastrophen, Klimaerwär-
mung… all das kann auch 
ohne Kapitalismus passie-
ren – aber der Kapitalis-
mus verschlimmert es, weil 
Profite im Zentrum stehen. 
Zwar hätten auch die Kapi-
talistInnen gerne eine schö-
ne und saubere Umwelt (z.B. 
die Tourismuswirtschaft) 
– aber umsetzen sollen das 
andere. Aufgrund von Kon-

kurrenz sind sie gezwungen 
auf die Nebenwirkungen 
ihrer Technologien, auf Si-
cherheitsvorkehrungen etc. 
zu pfeifen – weil es die Kon-
kurrenz auch tut oder für 
den Profit. Selbst Dinge, die 
der Kapitalismus „der Um-

welt zuliebe“ macht, schaf-
fen neue Probleme: So wer-
den in Griechenland Müll-
verbrennungsanlagen als 
alternative Energien ver-
kauft – eine neue Profit-
quelle fürs krisengebeutelte 
griechische Kapital. Der Ka-
pitalismus ist eine Fessel für 
die Entwicklung von saube-
ren Technologien. Denn die 
Kreativität jedes einzelnen 
am Arbeitsprozess betei-
ligten Menschen wird nicht 
einbezogen. Wegen man-

gelnder Investitionen in Bil-
dung liegen ungeheure geis-
tige Ressourcen brach. Aus 
Angst vor Konkurrenz wer-
den Forschungsergebnis-
se geheim gehalten anstatt 
weltweit als Basis für Ent-
wicklung genutzt zu wer-

den. In einer sozialistischen 
Gesellschaft stehen die Be-
dürfnisse der Menschen im 
Mittelpunkt. In den Betrie-
ben und Nachbarschaften 
könnte über Komitees auf 
allen Ebenen demokratisch 
entschieden werden, wel-
che Technologien eingesetzt 
und wo Kraftwerke gebaut 
werden. Bei Sicherheit wird 
nicht gespart. Eine demo-
kratisch geplante Wirt-
schaft könnte so umwelt-
schonend wirtschaften.

SLP-Programm genau erklärt:

Für eine Gesellschaft, in der soziale & ökologische
Interessen Vorrang vor Profiten haben.

Das Establishment� versinkt 
im Korruptionssumpf, 
Rechtsextreme bekommen 
Aufwind, die mehrmals 
totgesagte Krise des Ka-
pitalismus wütet schlim-
mer denn je – viele wol-
len sich damit nicht län-
ger zufrieden geben und 
wollen selbst aktiv wer-
den. Die SLP bietet kon-
sequente antirassistische 
und antikapitalistische 
Politik, die nicht von ein 
paar gut bezahlten Funk-
tionärInnen hinter ver-

staubten Schreibtischen 
gemacht wird, sondern 
von AktivistInnen auf der 
Straße. Auch  Markus, Ma-
turant aus Wien, hatte ge-
nug: „Ich habe schon lange 
eine Organisation gesucht, 
bei der ich mich aktiv be-
teiligen kann und die SLP 
hat da mit den politischen 
Ideen voll ins Schwarze ge-
troffen.“

Markus stieß während 
der Anti-ACTA-Proteste 
auf die SLP, andere über 
Aktivitäten gegen Ab-

schiebungen, wieder an-
dere über den Kampf ge-
gen das Sparpaket. Klar ist 
für uns alle: Wir kämpfen 
mit unseren Schwester-
organisationen in über 45 
Ländern für eine Gesell-
schaft ohne Rassismus, 
Sexismus und Ausbeu-
tung, für eine demokra-
tische und sozialistische 
Gesellschaft.

Wenn du beitreten 
möchtest, ruf an un-
ter 0699-19040917 oder 
schreib an slp@slp.at

Jetzt Mitglied der SLP werden!

Der Bogen,� den die neue 
Broschüre der SLP auf 38 
Seiten schlägt ist weit. 
Den fünf AutorInnen ist es 
gelungen, die ungarische 
Wirklichkeit jenseits der 
gängigen Klischees ge-
nauer zu erfassen. „Viele 
Liberale und Linke haben 
Ungarn aufgegeben und 
meinen, es sei an die ext-
reme Rechte gefallen. Das 
CWI stimmt dem nicht zu. 
Die mächtigste Kraft in der 
ungarischen Gesellschaft – 
die ArbeiterInnenklasse – 
hat die Bühne bisher noch 

gar nicht betreten. Sie 
wird immer weniger die 
Wahl haben und muss sich 
gegen die Angriffe von 
Orbán auf Rechte und Le-
bensstandard der Arbeite-
rInnenklasse verteidigen. 
Dabei wird auch die Not-
wendigkeit einer Alterna-
tive zum neuen kapitalis-
tischen Ungarn aufgewor-
fen werden.“ 

Jetzt bestellen:� € 5,- inkl. 
Versand einzahlen auf  
PSK 8812.733 (BLZ: 60.000)

Neue SLP-Broschüre über Geschichte, Gegenwart 
und aktuelle Entwicklungen in Ungarn

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Die FPÖ Wien-Favoriten� startete eine Kampagne gegen 
ein Asylheim. Bei der ersten „Infoveranstaltung“ hetz-
ten Gudenus & Co gegen AsylwerberInnen, während die 
SLP davor lautstark protestierte. Das alternative Medium 
WienTV fragte uns nach unseren Gründen – Die Antwort 
war klar: Nicht AsylwerberInnen sind ein Sicherheitsri-
siko, sondern die Kürzungspolitik der Regierung kombi-
niert mit dem Rassismus der FPÖ!

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Mehr auf Seite 5

Neonazis� werden oft als 
dumm, gewalttätig und 
chaotisch dargestellt. Dies 
stimmt aber nur zum Teil. 
Der rechte Rand stellt 
nicht nur eine physische 
Gefahr dar, sondern auch 
eine politische. Vor allem 
in der Weltwirtschafts-
krise organisieren sich die 
nationalistischen Kräf-

te in Parteien wie der FPÖ, 
der NPD oder der Front 
National. 

Während SPÖ & ÖVP� Kür-
zungspakete beschlie-
ßen, können die Rechten 
Hass gegen MigrantInnen 
schüren. Sie müssen für 
Strache & Co als Sünden-
böcke herhalten. Aber es 

sind nicht MigrantInnen, 
die täglich Arbeitsplät-
ze vernichten, Kürzun-
gen beschließen und bis 
zum Hals im Korruptions-
sumpf stecken, sondern 
Unternehmen & Politik. 

Denen kommen� die Rechts-
extremen – trotz verbaler 
Distanzierungen – nicht 

unrecht, weil sie gemein-
samen Widerstand von 
ArbeiterInnen verhindern. 

„Kulturkämpfer“ wie der 
Massenmörder Breivik tö-
ten für das „Vaterland“ - 
und verwischen damit 
Klassengrenzen zuguns-
ten der Besitzenden. Ös-
terreichische Arbeitneh-
merInnen haben mit ih-

ren migrantischen Kolleg
Innen mehr gemeinsam 
als mit ihren Chefs. Wir 
brauchen eine aktive Ar-
beiterInnenpartei, die für 
eine sozialistische Gesell
schaftsalternative steht 
und entschieden gegen die 
RassistInnen und „Kul-
turkämpfer“ vorgeht.	  
		  Simon Stockhammer
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Rechtsextrem 
stützt das System!
Der Rassismus von Breivik & Co nützt den Herrschenden, 
weil er gemeinsamen Widerstand verhindert!

Ousmane: Bleiberecht muss erkämpft werden
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